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Stellungnahme des Grenzmuseums Schifflersgrund 
zum Entwurf der Landesregierung für das Gesetz über das Nationale Naturmonument 

„Grünes Band Hessen“ (Drucksache 20/9132) vom 13.09.2022 

15. November 2022

Zusammenfassung: 
Das Grenzmuseum Schifflersgrund betrachtet das Gesetzesvorhaben zum NNM „Grünes Band 

Hessen“ als Chance für den Naturschutz, die Regionalentwicklung und die Erinnerungskultur 
mit einer wegweisenden Signalwirkung für die Erhaltung und Weiterentwicklung des ehema-
ligen „Eisernen Vorhangs“ als einzigartige Erinnerungs- und Naturlandschaft. Die Erinnerungs-
kultur wird im vorliegenden Gesetzentwurf jedoch unzureichend berücksichtigt. Das Gesetz 
sollte die Gleichrangigkeit von Naturschutz und Erinnerungskultur am „Grünen Band“ ausdrü-

cken, die Schaffung von Parallelstrukturen und Konkurrenzsituationen vermeiden, stattdessen 
die vorhandene Infrastruktur stärken, und eine Beteiligung der Erinnerungskultur am Pflege-, 
Entwicklungs- und Informationsplan gewährleisten. 
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Vorbemerkungen 
 
Das Grenzmuseum Schifflersgrund bei Bad Sooden-Allendorf zwischen Hessen und Thüringen 
gehört zu den ersten und ältesten Grenzmuseen an der ehemaligen innerdeutschen Grenze. 
Bereits am 3. Oktober 1991 eröffnet, dokumentiert, erforscht und vermittelt die Einrichtung 
seit mehr als 30 Jahren am historischen Ort die deutsche und europäische Teilungsgeschichte.  
Vor Ort ist der längste Originalabschnitt der innerdeutschen Grenze, ja des Eisernen Vorhangs 
in Europa erhalten. Dazu gehört neben dem denkmalgeschützten Grenzzaun und Kolonnen-
weg auch der Beobachtungsturm der DDR-Grenztruppen sowie der Todesort von Heinz-Josef 
Große, der beim Fluchtversuch am 29. März 1982 erschossen wurde. Außerdem liegt das Ge-
denkstättengelände auf einem historischen Austauschgebiet, das im September 1945 von 
Hessen nach Thüringen wechselte („Wanfrieder Abkommen“). Die Gedenkstätte setzt sich für 
einen interdisziplinären Brückenschlag zwischen der Erinnerungskultur und dem Naturschutz 
am „Grünen Band“ ein, der sich in einer Vielzahl von Kooperationen und Projekten nieder-
schlägt. Erinnerungskultur wird mit der Idee eines sanften und naturnahen Tourismus verbun-
den.  
 
Das Grenzmuseum Schifflersgrund war am Gesetzgebungsverfahren für die Ausweisung des 
„Grünen Bands“ als NNM in Thüringen beteiligt und brachte dabei gemeinsam mit anderen 
Einrichtungen des Geschichtsverbundes zur Aufarbeitung der SED-Diktatur sowohl schriftlich 
als auch mündlich Stellungnahmen zu den Gesetzesentwürfen ein. Seit 2019 haben gleich zwei 
Gebietsbetreuer der für das NNM zuständigen Stiftung Naturschutz Thüringen ihren Dienstsitz 
im Grenzmuseum Schifflersgrund. Daraus resultiert eine sehr enge Zusammenarbeit mit viel-
fältigen Mehrwerten und Synergieeffekten. Der Leiter des Grenzmuseums Schifflersgrund hat 
die Dauerausstellung der Stiftung Naturschutz Thüringen zum „Grünen Band“ im egapark in 
Erfurt inhaltlich begleitet und gehört überdies dem Fachbeirat für das „Grüne Band“ in Thü-
ringen an, der aktuell die Erarbeitung des Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplans be-
gleitet und dafür mit Grundsatzbeschlüssen zentrale Orientierungsanker und Wegmarken 
setzt. 
 
Das Grenzmuseum Schifflersgrund betrachtet das geplante Gesetz zur Ausweisung des Natio-
nalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ als Chance für den Naturschutz, die Erinne-

rungskultur und die Regionalentwicklung entlang der vor allem ländlich geprägten, ehemali-
gen innerdeutschen Grenze. Allein schon von der bloßen Gesetzesinitiative geht ein wirk-
mächtiger Impuls aus. Hessen dürfte das erste westdeutsche Bundesland sein, dass sich der 
Unterschutzstellung des „Grünen Bands“ durch Thüringen und Sachsen-Anhalt anschließt. 
Erstmals sollen Flächen des vormaligen sogenannten „Zonenrandgebiets“ aus naturschutz-
fachlichen und historischen Gründen unter Bezugnahme auf die deutsche und europäische 
Teilungsvergangenheit einen besonderen Schutzstatus erlangen. Folglich wird das geplante 
Gesetz unweigerlich einen richtungsweisenden Einfluss auf die Erhaltung und Weiterentwick-
lung des früheren „Eisernen Vorhangs“ als einzigartige Erinnerungs- und Naturlandschaft ha-
ben – mit einer Signalwirkung, die weit über die hessischen Landesgrenzen hinausreicht. Umso 
größerer Bedeutung kommt der inhaltlichen Ausgestaltung des Gesetzes zu. 
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Mehr als 40 Jahre waren Deutschland und Europa aufgrund der bipolaren Weltordnung wäh-
rend des Systemkonfliktes zwischen Ost und West infolge der nationalsozialistischen Diktatur 
und des Zweiten Weltkrieges geteilt. Der „Eiserne Vorhang“ stellte nicht nur eine tödliche und 

physisch kaum überwindbare Barriere dar, sondern markierte auch die Grenze zweier konträ-
rer und konkurrierender Weltanschauungen und Gesellschaftsformen, verfeindeter Militär-
blöcke und gegensätzlicher Wirtschaftssysteme. Demokratie und Diktatur, Kapitalismus und 
Kommunismus, Marktwirtschaft und Planwirtschaft sowie Rechtsstaatlichkeit und Willkür 
standen sich hier unvereinbar gegenüber. Die tiefgreifenden Auswirkungen der jahrzehnte-
langen Teilung sind bis heute spürbar, sodass deren Aufarbeitung und Erinnerung entschei-
dend für das Gegenwartsverständnis und das freiheitlich-demokratische Bewusstsein und Zu-
sammenleben in Europa ist. 
 
In Deutschland steht die Auseinandersetzung mit der Teilungsvergangenheit gleich vor einer 
besonderen Herausforderung: Während in der späteren Bundesrepublik nach der Befreiung 
vom NS-Regime eine westliche Demokratie entstand, folgte im östlichen Teil des Landes nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges die Errichtung einer kommunistischen Diktatur nach sow-
jetischem Vorbild, sodass die innerdeutsche Grenze eine der zentralen Konfliktlinien im Kalten 
Krieg war und zu ungleichen, ja divergierenden Lebenswelten und Sichtweisen in den beiden 
verschiedenen Systemen führte. Mehr noch: Neben der Teilungssymbolik war die Grenze vor 
allem mit Blick auf die DDR-Sperranlagen ein Sinnbild der gewaltsamen und willkürlichen Ab-
schottungspolitik der SED, durch die ganze Landschaften zerschnitten, Familien getrennt so-
wie Alltag und Leben von mehreren Generationen einschneidend geprägt wurden. Gleichzei-
tig war das westdeutsche „Zonenrandgebiet“ die wahrscheinlich sensibelste Region der alten 

Bundesrepublik. Die Spaltungsfolgen und Nachwirkungen der vielfältigen Transformationen 
seit der Grenzöffnung und Deutschen Einheit sind teils nach wie vor nicht überwunden, die 
unterschiedlichen Erfahrungshorizonte im kollektiven Gedächtnis erst in Ansätzen zusammen-
geführt. Noch immer wird die DDR nur bedingt als Diktatur und mehr als ostdeutsche Regio-
nalgeschichte statt als integraler Teil der gesamtdeutschen Vergangenheit wahrgenommen. 
Die grenzübergreifenden Verflechtungen und Wechselwirkungen, denen bereits seit gerau-
mer Zeit ein zunehmendes Forschungsinteresse gilt, sind im allgemeinen Bewusstsein kaum 
verankert. Bis heute weist die Geschichte der innerdeutschen Grenze sowohl Leerstellen als 
auch Zerrbilder auf. 
 
Zugleich ist die ehemalige innerdeutsche Grenze mehr als 30 Jahre nach dem Mauerfall kaum 
noch sichtbar und baulich fast vollständig verschwunden. Landschaften, die jahrzehntelang 
durch den „Eisernen Vorhang“ brachial entstellt waren, sind in ihrer Historizität als vormalige 

Grenzregionen und Trennlinien des Systemkonfliktes zwischen Ost und West weithin nicht 
mehr wiederzuerkennen. Die Monstrosität der DDR-Sperranlagen ist sinnlich kaum noch er-
fahrbar. Die materiellen Überreste befinden sich lose verstreut beidseits der früheren Grenze, 
mitunter versteckt in der Natur oder allzu banal inmitten der Zivilisation, ohne dass ihre Ver-
bindung mit der Teilungsvergangenheit unmittelbar ersichtlich ist. Sie sind bisweilen bis zur 
Unkenntlichkeit verformt und somit kaum noch lesbar, vor allem für die Nicht-Erlebnisgene-
ration(en). 
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Vor diesem Hintergrund besitzt das geplante Gesetz zum „Grünen Band Hessen“ grundsätzlich 

das Potenzial, einen wesentlichen Beitrag dazu zu leisten, die noch vorhandenen historischen 
und ökologischen Spuren der Teilungsgeschichte zu sichern, eine gemeinsame deutsch-deut-
sche Erinnerungskultur zu fördern, das „Grüne Band“ als Symbol für ein grenzüberschreiten-
des und friedliches Zusammenwachsen und Zusammenleben von Deutschland und Europa zu 
stärken und letztlich den vormaligen „Eisernen Vorhang“ als Ort der breitenwirksamen Demo-
kratie- und Umweltbildung zu erschließen. 
 
Nach Auffassung des Grenzmuseums Schifflersgrund verfügt der vorliegende Gesetzesentwurf 
jedoch über eine deutliche Unwucht. Die Erinnerungskultur wird darin unzureichend berück-
sichtigt, sondern im Wesentlichen in eine in Aussicht gestellte Rechtsverordnung ausgelagert 
und gegenüber dem Naturschutz eindeutig nachgeordnet und zurückgesetzt, was der Entste-
hungsgeschichte und historischen Dimension des „Grünen Bands“ wie auch der hohen Sensi-
bilität der ehemaligen Grenze nicht gerecht wird und diese weitgehend außer Acht lässt. Die 
vom Grenzmuseum Schifflersgrund bereits beim Gesetzgebungsverfahren in Thüringen einge-
forderte Gleichrangigkeit von Erinnerungskultur und Naturschutz ist im Gesetzesentwurf des 
Landes Hessen nicht ansatzweise erkennbar. Aus Sicht des Grenzmuseums muss die Gleich-
rangigkeit jedoch ein durchgehendes Leitprinzip des Gesetzes sein, zumal die deutsche Tei-
lungsgeschichte eine verbindende Klammer für die geplante Gebietskulisse entlang des ehe-
maligen „Zonenrandgebietes“ darstellt und die Historizität der Landschaft zu den entschei-
denden Kriterien zählt, das „Grüne Band“ in Hessen überhaupt als NNM nach § 24, Abs. 4 des 
Bundesnaturschutzgesetzes ausweisen zu können, während das Biotopsystem dagegen sehr 
vielfältig strukturiert ist. Stattdessen drängt sich bei der Lektüre des gegenwärtigen Gesetz-
entwurfes der Eindruck eines mangelnden Geschichtsbewusstseins auf.  
 
Zwar wird das Gesetz in der Präambel naturschutzfachlich und historisch begründet und die 
Erhaltung und Förderung der Erinnerungskultur an der ehemaligen Grenze festgeschrieben. 
Offen bleibt jedoch, in welchem Umfang, auf welchem Weg und für welche Vorhaben das ge-
schehen soll oder diese sich sogar lediglich in einer immateriellen Unterstützung und Wert-
schätzung erschöpft, während der Entwurf erahnen lässt, dass beträchtliche Mittel für Natur-
schutz und Umweltbildung am „Grünen Band“ zur Verfügung gestellt werden. Der Aufwand 
für das Management des NNM wird im Vorblatt zum Gesetzentwurf auf knapp eine Millionen 
Euro beziffert. Die Erinnerungskultur erscheint lediglich als Mittel für einen naturschutzfachli-
chen Zweck, konkret um ein Biotopverbund als NNM ausweisen zu können, ja wird durch das 
Gesetz selbst vor große Herausforderungen gestellt. So entsteht durch die geplante Schaffung 
neuer Einrichtungen die Gefahr von Doppelstrukturen und Konkurrenzen – nicht nur innerhalb 
der Erinnerungskultur, sondern auch mit Einrichtungen der Umweltbildung. Deswegen spricht 
sich das Grenzmuseum Schifflersgrund vehement für die Stärkung und Weiterentwicklung der 
bestehenden, bereits etablierten und vernetzten wie auch vor allem zivilgesellschaftlich ge-
tragenen und gewachsenen Strukturen entlang der ehemaligen Grenzregion aus, auch um bei 
der praktischen Umsetzung des Gesetzes auf deren Erfahrungswissen, Expertise und Kompe-
tenz zurückgreifen zu können.  
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Somit würde vermieden, dass – wie jetzt mit dem Gesetz angelegt – öffentliche Mittel zur 
Förderung paralleler Strukturen und konkurrierender Einrichtungen verwendet werden. Die 
Nutzung und Stärkung funktionierender Strukturen erscheint demgegenüber deutlich nahe-
liegender, plausibler und zweckmäßiger. Mit derzeit jährlich rund 30.000 Besuchern und einer 
attraktiven landschaftlichen Umgebung mit zahlreichen Wegen und historischen Relikten ist 
das Grenzmuseum Schifflersgrund der ideale Ausgangspunkt für Informations-, Bildungs- und 
Wanderprogramme am Grünen Band, auch um Geschichtsvermittlung interdisziplinär mit Um-
weltbildung zu verknüpfen. Hier ist bereits eine Anlaufstation vorhanden, um sich über die 
Geschichte der Grenze und die Entwicklung des „Grünen Bands“ zu informieren. Das Gesetz 
sollte dies zwingend berücksichtigen und existierende Bildungsorte wie das Grenzmuseum 
Schifflergrund nicht durch die aufgezeigten Konfliktpotenziale gefährden, sondern stärken 
und ihre Weiterentwicklung zu regionalen Informationszentren im Sinne des NNM fördern 
anstatt staatliche Konkurrenz zur zivilgesellschaftlich geprägten Erinnerungskultur zu schaf-
fen. 
 
Dadurch würde sich eine weitere Gefahr vermeiden lassen: die im vorliegenden Gesetzesent-
wurf vorprogrammierte Entstehung von Doppelstrukturen und Konkurrenzen zu den Akteuren 
und Einrichtungen des „Grünen Bandes“ in Thüringen. Das Gesetz sollte vielmehr die grenz-
übergreifende Vernetzung, länderübergreifende Zusammenarbeit, sinnvolle Ergänzung und 
gezielte Erweiterung der vorhandenen Strukturen vorsehen, als an der ehemaligen innerdeut-
schen Grenze einen föderalen Wettstreit um Touristen am „Grünen Band“ anzufachen. Sofern 
das „Grüne Band“ tatsächlich als vereinendes Projekt begriffen wird, sollte sich dieses Ver-
ständnis auch klar im Gesetz niederschlagen und ein Austausch mit den betreffenden Akteu-
ren im Kontext des Gesetzgebungsverfahren stattfinden, z.B. mit der Stiftung Naturschutz 
Thüringen oder auch mit den in Thüringen angrenzenden Naturparken. 
 
Die Berücksichtigung dieser erinnerungskulturellen Belange und Interessen im Gesetz, die 
auch nicht zu Lasten Dritter wären, würden aus Sicht des Grenzmuseums Schifflersgrund nicht 
nur dafür sorgen, grundlegende Konstruktionsfehler zu vermeiden, sondern auch die gesell-
schaftliche Akzeptanz für das „Grüne Band“ zu fördern. Einrichtungen der Erinnerungskultur 
an der ehemaligen Grenze wie das Grenzmuseum Schifflersgrund sind immer auch regionale 
Multiplikatoren. Umso entscheidender ist deren integrale Beteiligung und Einbeziehung erin-
nerungskultureller Einrichtungen und Netzwerke. 
 
Wünschenswert wäre ferner, wenn in der Gesetzespraxis das zuständige Management für das 
NNM „Grünes Band Hessen“ dazu beiträgt, historisch bedingte Flächenkonflikte an der ehe-

maligen Grenze zu lösen, die auf den Gebietsaustausch zwischen Hessen und Thüringen vom 
September 1945 zurückgehen („Wanfrieder Abkommen“). So besitzt die thüringische Ge-

meinde Asbach-Sickenberg infolgedessen Flächen in Hessen in der unmittelbaren Umgebung 
von Bad Sooden-Allendorf. Aufgrund der Zugehörigkeit zu einem anderen Bundesland sind 
jedoch die praktischen Handlungsmöglichkeiten der Gemeinde dort erheblich eingeschränkt. 
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Anmerkungen zum Gesetzesentwurf 
 
Während in der Präambel der Text vom Gesetz über das NNM „Grüne Band Thüringen“ ein-

gangs zunächst wörtlich übernommen wird, heißt es anschließend im Gesetzesentwurf des 
Landes Hessen davon abweichend, „… dass der Schutz des natürliches Erbes und die Bewah-

rung einer Kultur der Erinnerung in diesem Gebiet in einem unauflöslichen Zusammenhang 
stehen“ würden. An dieser Stelle hebt das Thüringer Gesetz einleitend stattdessen die Gleich-

berechtigung von Naturschutz und Erinnerungskultur hervor, um gleichermaßen die histori-
sche als auch ökologische Dimension des Grünen Bandes zu betonen. Das Grenzmuseum 
Schifflersgrund schlägt vor, die Textvorlage des Thüringer Gesetzes in der Präambel in Gänze 
zu übernehmen. 
 
Absatz 2 von § 1 beinhaltet die Kenntlichmachung des NNM durch ein einheitliches Zeichen 
durch eine Rechtsverordnung. Diese geplante Vorgabe und Zielsetzung erscheint sehr ambiti-
oniert. Zugleich besteht die Gefahr, mit einer spezifischen Kennzeichnung durch das Land Hes-
sen dem grenzüberschreitenden Selbstverständnis des „Grünen Bands“ zuwiderzulaufen. Im 
Wissen um die Vielzahl der mannigfaltigen Akteure und Strukturen an der ehemaligen Grenze, 
die selbst über verschiedenste Erkennungsmarken, Logos und Symbole verfügen und regional 
teils sehr verschieden sind, sowie um die langjährige und bis heute nicht abgeschlossene Dis-
kussion um ein einheitliches Logo für das „Grüne Band“ in Deutschland und Europa, wird emp-
fohlen, die Kenntlichmachung zumindest mit denjenigen Bundesländern abzustimmen, die 
das „Grüne Band“ ebenfalls als NNM ausgewiesen haben, um eine möglichst einheitliche 
Kennzeichnung zu gewährleisten und somit die länderübergreifende und verbindende, ja 
letztlich europaweite Dimension des „Grünen Bandes“ zum Ausdruck zu bringen. Die Festle-
gung einer Kennzeichnung im Rahmen des Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplanes 
scheint dafür besser geeignet zu sein als eine Definition per Rechtsverordnung, auch um einen 
möglichst dialogischen und partizipativen Auswahlprozess unter der Beteiligung der Akteure 
vor Ort zu ermöglichen. 
 
In der Überschrift von § 2 wird der Begriff „Zonierung“ verwendet und somit – ausgerechnet 
in einem hochsensiblen Gesetz zum Umgang mit der ehemaligen innerdeutschen Grenze – 
entweder bewusst oder unwissend an das ideologische Vokabular des Kalten Krieges ange-
knüpft und auf eine historisch unreflektierte Begriffswahl zurückgegriffen, die zugleich exemp-
larisch das mangelhafte Geschichtsbewusstsein des Gesetzentwurfes widerspiegelt. Diese 
Formulierung sollte zwingend vermieden werden. 
 
Die mangelhafte, ja teilweise sogar fehlende Berücksichtigung der Erinnerungskultur wird in 
weiteren Passagen noch deutlicher. In § 2, Absatz 4 heißt es, dass die Orte mit einer besonde-
ren kulturhistorischen Bedeutung im „Grünen Band“ Hessens durch eine Rechtsverordnung 
vom für den Naturschutz zuständigen Minister im Einvernehmen mit dem für den Denkmal-
schutz zuständigen Minister festgelegt werden sollen.  Gleiches gilt für die unter § 12 geregelte 
Zusammensetzung des Fachbeirates für den Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplan, die 
keinen einzigen Vertreter der Erinnerungskultur vorsieht – im Übrigen auch keinen Vertreter 
der hessischen Landeskunde, historischen Forschung oder politischen Wissenschaft. Im 
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Vergleich dazu gehören dem einschlägigen Fachbeirat des Freistaates Thüringen gleich fünf 
Vertreter aus Erinnerungskultur und Geschichtswissenschaft an. Die Zusammensetzung des 
Fachbeirates sollte unbedingt durch Vertreter aus Aufarbeitung und Erinnerungskultur er-
gänzt werden. Denkmalschutzkategorien bilden nicht die Besonderheiten der Erinnerungskul-
tur und historisch-politischen Bildungsarbeit ab.  
 
In den Absätzen 1 und 5 von § 3 wird unter anderem festgelegt, das NNM als Erinnerungsland-
schaft zu erhalten, zu schützen, zu entwickeln und zu fördern. Ergänzend dazu heißt es in der 
beigefügten Begründung: „Auch Orte mit einer kulturhistorischen Bedeutung für das Grüne 
Band sollen mit dem NNM verbunden und erlebbar gemacht werden. Art und Umfang der 
Einbeziehung werden in einer Rechtsverordnung festgelegt.“ Insofern ist unklar, wie konkret 

historische Orte wie das Grenzmuseum Schifflersgrund durch das geplante Gesetz beteiligt, 
bewahrt und gestärkt werden. Wie, ab wann, bei wem, für was und in welcher Höhe konkret 
Mittel für Maßnahmen am „Grünen Band“, insbesondere für die Erinnerungskultur und histo-
risch-politische Bildung zur Verfügung gestellt und beantragt werden können, bleibt offen.  
 
Außerdem wird in § 3, Absatz 4 formuliert, „Öffentlichkeitsarbeit zur Information, Geschichts- 
und Umweltbildung“ zu betreiben und „die dafür erforderlichen Einrichtungen“ zu schaffen. 

Daraus leitet sich für das Grenzmuseum Schifflersgrund zwangsläufig die naheliegende Frage 
ab, warum anstelle der Weiterentwicklung von bestehenden und etablierten Strukturen neue 
Einrichtungen geschaffen werden sollen. Daher sollte der Gesetzestext wie folgt ergänzt wer-
den: „… geschaffen werden. Bereits vorhandenen Einrichtungen sind im Sinne des NNM zu 

stärken und weiterzuentwickeln.“ In einem umrahmenden Text, der das Gesetz erläutert, 

sollte dazu vermerkt werden, für die Arbeit der bestehenden Einrichtungen entsprechende 
Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. 
 
Des Weiteren fehlen im Gesetzestext grundsätzliche Ausführungen zur Kompetenzverteilung. 
Das Thüringer Gesetz zum „Grünen Band“ beinhaltet, dass die historisch-politische Bildungs-
arbeit insbesondere von den bestehenden Grenzmuseen wahrgenommen wird – nicht nur als 
Ausdruck der Anerkennung und Wertschätzung, sondern auch um schlichtweg bereits vorhan-
dene Kompetenzen und Strukturen zu nutzen und der Gefahr von Doppelstrukturen und Kon-
kurrenzen entgegenzuwirken. Diese Klarstellung sollte auch im Hessischen Gesetz zum „Grü-
nen Band“ enthalten sein, z.B. durch die eindeutige Benennung und Definition regionaler In-
formationszentren. Im Werra-Meißner-Kreis bietet sich das Grenzmuseum Schifflersgrund 
dazu in besonderer Art und Weise an, das somit direkt mit vielfachen Synergieeffekten in das 
NNM einbezogen werden könnte. 
 
Unberücksichtigt sind die erinnerungskulturellen Belange auch in den Ausführungen zu den 
Schutzbestimmungen (§ 6 – 8), die weithin naturschutzfachliche Aspekte umfassen. Im Text 
heißt es lediglich sehr allgemein, dass „Maßnahmen zur Nutzung und Erhaltung bestehender 
touristischer Infrastruktur“ erlaubt bleiben. Was das allerdings für die Erinnerungskultur und 

die Maßnahmen und Veranstaltungen des Grenzmuseums bedeutet, ja ob diese in dieser wa-
gen Formulierung überhaupt inbegriffen sind, bleibt unklar. Im Thüringer Gesetz zum „Grünen 
Band“ werden den Grenzmuseen im Vergleich dazu explizit Sonderausnahmen eingeräumt. 
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Auch die Erfordernisse der zeitgeschichtlichen Archäologie und historischen Forschung finden 
keinen Einzug in die Ausnahmeregelungen von den vielfältigen Verboten im NNM. Ob in den 
erlaubten „Maßnahmen von Forschungseinrichtungen“ in den Zonen II und III auch Projekte 

und Maßnahmen von Grenzgedenkstätten eingeschlossen sind oder lediglich etwa universi-
täre Vorhaben, ist unklar. Diejenigen Flächen des Grenzmuseums Schifflersgrund, die sich auf 
hessischer Seite befinden (darunter die 1982 errichtete Mahnstätte zum Gedenken an Heinz-
Josef Große und die Opfer der deutschen Teilung), liegen in den Zonen II und III. Unabdingbar 
ist es deswegen für das Grenzmuseum Schifflersgrund, diese Flächen auch zukünftig erfor-
schen zu können. 
 
Darüber hinaus wird im Gesetzentwurf mehrfach, so unter anderem in § 3, Absatz 1 und § 5, 
Absatz 1, von einer „besonderen Eigenart des Gebiets“ des NNM gesprochen – eine Formulie-
rung, die erst im Begründungstext präzisiert und dort auch historisch begründet wird. So heißt 
es: „Die stark befestigten Sicherungsanlagen entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze 
führten im Nebeneffekt dazu, dass sich entlang des Grenzstreifens in einer dünn besiedelten 
Region eine einzigartige Naturlandschaft mit schützenswerten Biotopstrukturen entwickeln 
konnte“. Diese Feststellung wird dem Stand der historischen Aufarbeitung und Forschung zur 
komplexen Umweltgeschichte der Grenze nicht gerecht. Einerseits entstanden infolge des 
DDR-Grenzregimes und der fortschreitenden Perfektionierung der Sperranlagen nicht nur ge-
schützte Rückzugsräume für seltene Tiere sondern auch massive Schäden durch Rodungen, 
Minen oder Herbizide. Andererseits sind die vielschichtigen Auswirkungen und Folgen der in-
nerdeutschen Teilung und Grenze auf das damalige „Zonenrandgebiet“ in der Bundesrepublik 

bislang nur spärlich erforscht. Inwiefern sich der heutige Landschaftsbestand tatsächlich kon-
kret mit der jahrzehntelange Grenzlage zur DDR begründen lässt, ist kaum belegt. Ob im Ein-
zelfall immer ein kausaler Zusammenhang zwischen dem DDR-Grenzregime und der Entwick-
lung von Flora und Fauna in der vorgesehenen Gebietskulisse des NNM in Hessen nachweisbar 
sein wird, ist fraglich. Mit der Publikation von Astrid M. Eckert liegt erst seit kurzer Zeit die 
erste Umweltgeschichte zur Grenze vor, die auch die ökologischen Auswirkungen und Spuren 
im „Zonenrandgebiet“ betrachtet.1 Vom Gesetz sollte daher die Initiative ausgehen, die um-
weltgeschichtliche Forschung zur Grenze exemplarisch am Beispiel des ehemaligen hessischen 
Grenzgebietes voranzutreiben und somit gleichermaßen Grundlagenforschung für die Ge-
schichtsvermittlung und Umweltbildung am „Grünen Band“ zu leisten. Forschungsprojekte 
könnten direkt an historischen Orten wie dem Grenzmuseum Schifflersgrund in Kooperation 
mit hessischen Hochschulen und Universitäten durchgeführt und Erinnerungskultur und Na-
turschutz somit im Sinne des NNM sinnvoll verknüpft und zusammengeführt werden. Gerade 
für das „Grüne Band“ entlang dem vormaligen westdeutschen „Zonenrandgebiet“ erscheint 

die zeitgeschichtliche Archäologie ein vielversprechendes Instrument zu sein, augenscheinlich 

                                                           
1 Astrid M. Eckert: Zonenrandgebiet. Westdeutschland und der Eiserne Vorhang, Berlin 2022; siehe dazu auch 
die Rezension von Stöber, Christian: Westblick. Neue Perspektiven auf die Geschichte der innerdeutschen 
Grenze, in: Gerbergasse 18. Thüringer Vierteljahressschrift für Zeitgeschichte und Politik, Ausgabe 2/2022, S. 68f. 
(Im Erscheinen). 
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nicht sichtbare kulturhistorische Relikte und Strukturen zu identifizieren und in das öffentliche 
Bewusstsein zu rücken.2 
 
Die Ausarbeitung zu den kulturhistorischen Erinnerungspunkten kann nicht beurteilt werden, 
da sie weder Inhalt des Gesetzentwurfes ist, noch in anderer Art und Weise vorgelegt und 
zugänglich gemacht wurde. Nach Auskunft von Vertretern des Umweltministeriums habe 
diese nicht den qualitativen Ansprüchen genügt. An dieser Ausarbeitung wurde das Grenzmu-
seum Schifflersgrund nicht beteiligt. Ebenso wenig sind die geschichtswissenschaftlichen Qua-
litätskriterien des Umweltministeriums bekannt, die offenbar für die Nichtvorlage der kultur-
historischen Ausarbeitung und zur Auslagerung der erinnerungskulturellen Bestimmungen 
aus dem vorliegenden Gesetzesentwurf sorgten. Offenkundig ist jedoch, dass das wohl unge-
nügende Gutachten nun zum Nachteil der Erinnerungskultur führt, weil erinnerungskulturelle 
Belange im Gesetzentwurf deswegen bewusst ausgeklammert werden und erst in einer 
Rechtsverordnung geregelt werden sollen. 
 
 

                                                           
2 Wolff, Frank: Grenzgeschichte jenseits des Erinnerungsparadigmas: Bodendenkmale und Konfliktlandschafts-
forschung an Nationalen Naturmonument "Grünes Band", NGHM-Blog, 25. März 2021 (https://nghm.hypothe-
ses.org/2753). 

27



28



29



30



VÖL – VEREINIGUNG          

ÖKOLOGISCHER  
LANDBAU IN HESSEN E.V. 

Vereinigung Ökologischer Landbau in Hessen  
Binsförther Straße 26, 34326 Neumorschen

Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 
Mainzer Straße 80 
65189 Wiesbaden 

Sprecher: Tim Treis 
Binsförther Straße 26 
34326 Neumorschen 
Tel.: 05664/9381698 
Fax: 05664/939772 
Mobil: 015126167621 
E-Mail:  info@voel-hessen.de

Neumorschen, 16.11.2022 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung über das Nationale Natur-
monument „Grünes Band Hessen“  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Gesetz der Landesregierung über das Nationale 

Naturmonument „Grünes Band Hessen“ Stellung nehmen zu können. Verbunden ist diese 

Stellungnahme mit der Bitte um Berücksichtigung der Änderungsvorschläge und Hinweise, 

die wir hiermit einreichen.  

Die Vereinigung Ökologischer Landbau in Hessen e.V. (VÖL Hessen) unterstützt grund-

sätzlich das Vorhaben „Nationales Naturmonument „Grünes Band Hessen““ und die damit 

verbundenen Ziele und Schutzzwecke. Wir begrüßen vor allem, dass durch die Verbund-

struktur die Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts langfristig sichergestellt 

werden soll. 

Um die im Gesetzesentwurf formulierten Ziele und Schutzzwecke erreichen zu können, ist 

es aus unserer Sicht dauerhaft zu gewährleisten, das nachhaltige Landwirtschaft, mit dem 

ökologischen Landbau als Leitbild, in den verschiedenen Zonen des Nationalen Naturmo-

numents möglich bleibt und gefördert wird. Dies ist zum einen damit zu begründen, dass 

der unter Schutz zu stellende Offenlandbereich nur durch die landwirtschaftliche Nutzung 

entstanden ist und auch nur durch diese dauerhaft und sinnvoll erhalten werden kann. Zu 

anderen trägt die nachhaltige Landwirtschaft zu den Zielen des Nationalen Naturmonu-

ments, da sie die Grundlage für den Aufbau von regionalen Ernährungsstrukturen bietet.  
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Angesichts des Klimawandels, der Energiekrise und des Biodiversitätsschwundes ist es 

unbedingt notwendig eben solche Ernährungsstrukturen aufzubauen, da diese besonders 

ressourcenschonend sind und so ebenfalls zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des Na-

turhaushalts beitragen. Dabei haben sie, insbesondere bei ökologischer Landbewirtschaf-

tung, positive Auswirkungen auf die Artenvielfalt, den Wasserschutz und das Bodenleben 

(siehe dazu: Leistungen des ökologischen Landbaus für Umwelt und Gesellschaft, Thünen 

Report 65, J. Heß, J. Sanders, 2019). 

Vor diesem Hintergrund bringen wir die im Folgenden aufgeführten Änderungsvorschläge 

und Hinweise ein. 

1. Zu § 3 Absatz 2 Nr. 2: Der ist Schutzzweck der Zone II soll mittels einer „exten-

sive, naturnahen Forst- und Landwirtschaft“ erreicht werden. Hier gilt es zu spe-

zifizieren, was naturnahe Forst- und Landwirtschaft bedeutet. Aus unserer Sicht 

ist hier die ökologische Landwirtschaft explizit zu nennen. Die entsprechende 

Anpassung ist auch für § 7 Absatz 2 Nr. 2 vorzunehmen. Gleichzeitig ist sicher-

zustellen, dass die Förderung des ökologischen Landbaus (u.a. im Rahmen der 

GAP und des HALMs) vollumfänglich erhalten bleibt. 

2. Zu § 4: Ausweislich der Gesetzesbegründung wird zu § 4 erläutert, dass das 

Ziel verfolgt wird, „Flächen der Zone III in Zukunft zusammen mit den Eigentü-

mern und Nutzern so zu entwickeln, dass sie sich dem Schutzniveau der Zonen 

II und I annähern“; also eine herausragende bzw. besondere naturschutzfachli-

che Bedeutung bekommen sollen. Damit könnte im Ergebnis dort eine landwirt-

schaftliche, insbesondere ackerbauliche, Nutzung sukzessive eingestellt wer-

den. Letzteres darf aus Sicht des VÖL Hessen nicht passieren, da nachhaltige 

Landwirtschaft zu den Zielen des Nationalen Naturmonuments beitragen kann, 

bei gleichzeitiger Erzeugung von Lebensmitteln (siehe oben). Eine entspre-

chende Anpassung sollte somit die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen in 

Zone II und III dauerhaft garantieren. 

3. Zu § 5 Absatz 2 Nr. 3: Die Regelung zu baulichen Anlagen ist durch den folgen-

den Zusatz bzgl. landwirtschaftlicher Wirtschaftsgebäude zu ergänzen: „Land-

wirtschaftliche Wirtschaftsgebäude haben Bestandsschutz und können im 

Sinne einer betrieblichen Erweiterung und entsprechend den baurechtlichen 

Regelungen nach § 35 BGB erweitert werden.“ 

4. Zu § 6 Absatz 2 Nr. 8: Hier ist hinzuzufügen, dass die Landwirtschaft als Urpro-

duktion nicht unter diese Regelung fällt.  
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5. Zu § 6 Absatz 3 Nr. 1: Hier ist hinzuzufügen, dass die Beweidung explizit er-

laubt ist.  

6. Zu § 6 Absatz 3 Nr. 5: Hier ist hinzuzufügen, dass auch die Unterhaltung und 

Reparatur von bestehenden Dränagen erlaubt ist. 

7. Zu §10 ist in Abs 2: Dieser Absatz sollte so angepasst werden, dass eine unmit-

telbare Verpflichtung besteht, die entsprechenden Ausgleichsregelungen paral-

lel zum Gesetzgebungsverfahren zu entwickeln.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Tim Treis 
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Hessischer Landtag      
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
z. Hd. Herrn Karl Heinz Thaumüller 
 
per Mail: k.thaumueller@ltg.hessen.de, erdmann@ltg.hessen.de gruenes-band@umwelt.hessen.de 
 
 
 
Stellungnahme der Rhön GmbH zum Gesetzentwurf über das Nationale Naturmonument „Grünes 
Band Hessen“ 
 
Sehr geehrter Herr Thaumüller,  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in unserer Funktion als Rhön GmbH, Gesellschaft für Tourismus- und Markenmanagement, nehmen 
wir zum Gesetzesentwurf Stellung. Vielen Dank für die Möglichkeit der Beteiligung an diesem 
Verfahren.  
 

1. Grundsätzlich begrüßt die Rhön GmbH die Ausweisung eines Nationalen Naturmonuments 
„Grünes Band Hessen“. Wir erhoffen uns davon positive Effekte, wie 

 
a. Touristische Aufwertung des ländlichen Raumes als Lebens- und Erlebnisraum 
b. Aufwertung der grenzüberschreitenden Wander- und Radwege 
c. Steigerung der Wertschöpfung in der ländlich geprägten Rhön 
d. Inwertsetzung von kulturhistorisch bedeutsamen Orten und Sehenswürdigkeiten, 

insbesondere der deutsch-deutschen Grenzgeschichte 
e. Gezielte Maßnahmen der Besucherlenkung zum Erhalt der Erlebnisqualität von 

geschützten Naturräumen, Naturschätzen 
f. Inwertsetzung der in Vergessenheit geratenen Kulturgeschichte in den grenznahmen 

Räumen entlang des Grünen Bandes und identitätsstiftende Effekte 
g. Austausch und Kooperationsprojekte auf überregionaler, nationaler und 

internationaler Ebene 
h. Zusätzliche Fördermittel für ein anspruchsvolles Marketing und Produktentwicklung, 

um Potenziale zu heben 
 

 
2. Touristische Infrastruktur am Grünen Band  

Die Rhön GmbH – und da sprechen wir auch für die Kommunen und touristischen 
Arbeitsgemeinschaften - erhofft sich eine Inwertsetzung des Grünen Bandes auf hessischer 
Seite. Grenzüberschreitende Wander- und Radwege sollten auch künftig möglich sein und 
nicht per se mit dem Hinweis auf den Natur- und Artenschutz abgelehnt werden können. 
Historische Wanderwege und „Verbindungsachsen“ sowie die bestehenden 
(grenzüberschreitenden) Wander- und Radwege sollten grundsätzlich Bestandsschutz 
erhalten. Die Verknüpfung vom Grünem Band mit den Zielen des im Jahr 2014 anerkannten 
Sternenparks im UNESCO Biosphärenreservat Rhön bietet weitere Chancen für eine im 
Einklang mit dem Natur- und Artenschutz erfolgende touristische Erlebbarmachung. 
Touristische Planungen bedürfen einer engen Abstimmung mit den Interessen des 
Naturschutzes, aber auch feinfühlige Herangehensweisen im Austausch mit den 
Anspruchsgruppen in der Region um das Grüne Band. Die Qualität dieses besonderen Bandes 
hinsichtlich der Naturschätze im Biotopverbund aber auch der Orte der Begegnungen bedarf 
einer besonderen Aufmerksamkeit und damit entsprechender Ressourcen.  
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Um Verbote auf das Mindestmaß zu begrenzen, sollten flankierende Informations- und 
Sensibilisierungsmaßnahmen (finanzielle) Unterstützung erfahren – und zwar 
bundeslandübergreifend (z.B. durch digitale Besucherlenkungsmaßnahmen, 
Umweltbildungsmaßnahmen, Naturerlebniszentren).  
 
Der Deutsche Wanderverband hat kürzlich eine Umfrage im Rahmen einer naturtouristischen 
Wanderwegekonzeption am Grünen Band zu den Themenfeldern Wandern, Natur, Kultur 
und Geschichte durchgeführt und wird in den nächsten Monaten Workshops mit 
Anspruchsgruppen durchführen, um die persönlichen Erfahrungen noch intensiver 
aufzugreifen. Die Ergebnisse der Wanderstudie geben einen Überblick von Natur- und 
Kulturschätzen sowie eine Bewertung der Schätze mit Erlebnispotenzialen. 
Wir empfehlen in ähnlicher Weise, den Entwicklungsprozess im Land Hessen – ggf. über den 
Erfahrungsaustausch mit der Thüringer Stiftung für Naturschutz und weiteren Partnern – 
anzugehen. 
 

3. Erinnerungskultur am Grünen Band identitätsstiftend 
Wir begrüßen die Aufwertung der Erinnerungskultur am Grünen Band. Es gilt, die vielfältig 
vorhandenen Erinnerungspunkte (z.B. Museen und Gedenkstätten, 
Aussichtstürme/Beobachtungsposten, geteilte Bauwerke, Grenz- und Schleuseranlagen) 
ebenso miteinander zu vernetzen wie die vielfältigen regionalen und ehrenamtlich tätigen 
Initiativen/Vereine, die sich mit der deutsch-deutschen Teilung beschäftigen. Denn die 
Themen um das Grüne Band haben einen hohen emotionalen und identitätsstiftenden Wert 
für die deutsche Bevölkerung und ganz besonders für die Rhöner links und rechts vom 
Grünen Band. In der Vernetzung der prägenden und authentischen Zeugnisse deutsch-
deutscher Geschichte kann aufgezeigt werden, wie stark der Alltag über Jahrzehnte durch die 
deutsche Teilung bestimmt wurde, welche gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
lebensweltlichen Einschränkungen damit verbunden waren und dass Krieg in einem hohen 
Maß mit Isolation, Verletzung und Leid verbunden ist. Die Vernetzung und das 
Sichtbarmachen dieses Erfahrungsschatzes tragen dazu bei, dass das Verständnis für 
Unterschiede in den Kulturen diesseits und jenseits der ehemaligen Grenze steigt. Geschichte 
kann in Begegnungsstätten aufgearbeitet werden – auch längst vergangene Zeiten, ein 
großes Stück Geschichte und Kulturgüter werden wieder neu entdeckt. 
 

4. Skepsis bei Naturschutz sowie Land- und Forstwirtschaft 
Wir wissen um die Skepsis beim Naturschutz hinsichtlich einer touristischen Entwicklung am 
Grünen Band und wir verstehen sie. Darum arbeiten wir bereits seit vielen Jahren, spätestens 
mit Gründung der Rhön GmbH, in enger Abstimmung mit den Verwaltungen des UNESCO 
Biosphärenreservates Rhön und den Naturparkverwaltungen zusammen. Beispielsweise 
blicken wir auf einen umfangreichen Erfahrungsschatz aus Kooperationsprojekten in den 
zurückliegenden 5 Jahren Vermarktung des im Jahr 2014 anerkannten Sternenparks Rhön 
zurück. Unter Einbindung von Umweltbildungsangeboten mit hohem Erlebniswert für 
Einheimische wie Gäste, gepaart mit einer umfangreichen Öffentlichkeitsarbeit, kann eine im 
Einklang mit dem Natur- und Artenschutz erfolgende touristische Erlebbarmachung gelingen. 
 
Darüber hinaus wissen wir durch unsere starke Vernetzung in der Rhön – unter anderem im 
Netzwerk unserer Regionalmarke Rhön - um die Skepsis bei Landwirten und Forstwirten zum 
Gesetzesentwurf. Hier gibt es aus den Erfahrungen im Zusammenhang mit den 
Verordnungen des UNESCO Biosphärenreservates Rhön große Bedenken. Sie befürchten 
weitergehende Einschränkungen sowie Verbote und damit einer Einschränkung ihrer 
wirtschaftlichen Freiheit in dem ohnehin schon vielerorts schwach strukturierten Gebieten. 
Auch Kommunen befürchten eine weitere Verschlechterung in ihren öffentlichen 
Haushaltskassen und brauchen ein positives Signal hinsichtlich einer finanziellen 
Unterstützung zur Kompensation der Schwächen durch andere Landnutzung, z.B. durch 
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touristische Nutzung  oder Entgelte für Landschaftspflege und Vermarktungshilfen, ggf. 
Unterstützung auf dem Weg zur Direktvermarktung und andere Diversifizierungen. 
 

5. Ausgleichsfond 
Die Finanzierung touristischer Entwicklungsprozesse in der Rhön und damit einer 
langfristigen Begleitung in den ländlichen Gebieten am Grünen Band durch des Landes 
Hessen sollte einen Beitrag leisten, die Schwächen zu kompensieren. Die Rhön GmbH kommt 
mit Ihrem derzeitigen Aufgabenumfang und Ressourcen an ihre Kapazitätsgrenzen und 
fordert eine Förderung in Form eines Ausgleichsfonds, um Potenziale zu heben. Die 
Produktentwicklung entlang des Grünen Bandes bedarf einer besonderen Aufmerksamkeit 
und zusätzlicher Personalkapazitäten. Es bedarf eines anspruchsvollen Marketings, einer 
Spezialisierung auf „Special Interest Groups“, einer Koordinierung und Vernetzung der 
Leistungspartner und äußerst feinfühligen Herangehensweisen. Es sollten also Mittel für 
Personalstellen wie eine Koordinierungsstelle zur Gebietsbetreuung, finanzielle Ressourcen 
für die Einrichtung wie z.B. von Naturerlebniszentren und Besucherlenkungssystemen, 
Informationstafeln etc. sowie Ressourcen für die umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit und 
Marketing bereitgestellt werden.  
 
Die Rhön GmbH sieht das Grüne Band als verbindendes Element mit ihrem Auftrag 
gemeinsam mit Partnern der Region, die Heimat spürbar – sichtbar – erfahrbar zu machen. 
Neben der o.g. Infrastruktur braucht es aber auch starker Leistungspartner, insbesondere 
auch Gastgeber. Sie sind es, die die Häuser mit Liebe füllen, die unsere Gäste betreuen und 
begeistern. Aber sie haben häufig keine Zeit, Qualifizierungs- oder Zertifizierungsangebote 
wahrzunehmen und entsprechenden Veranstaltungen zu folgen, weil sie kein Personal 
haben, die die Betten machen oder die Gäste bewirten. Wir brauchen hier Kapazitäten für 
die Betreuung und Vernetzung von Leistungspartnern sowie zur Produktentwicklung. 
 

6. Koordinierungsausschuss I Gebietsleiter 
Analog dem Thüringer Modell begrüßen wir ausdrücklich die Einrichtung einer Stelle für 
einen Gebietsbetreuer durch die Stiftung Naturschutz, der alle Anspruchsgruppen vom 
Naturschutz, Verwaltungen des Biosphärenreservates Rhön über Landwirte, Betriebe und 
Institutionen koordiniert, und gemeinsam mit ihnen Pläne zur Weiterentwicklung des Grünen 
Bandes entwickelt. Er sollte sich auch mit den Gebietsleitern in den nördlich und südlich 
gelegenen Abschnitten austauschen.  
 

7. Grünes Band und Rhön 
Wir sehen die Ausweisung des Nationalen Naturmonuments als große Chance in der Rhön. 
Im Bereich der Rhön könnte die Rhön GmbH Projektträger zu Umsetzung touristischer 
Entwicklungsprozesse und konkreter Maßnahmen dienen. Staatliche Aufgaben könnten für 
das Gebiet der Rhön der Verwaltung des Biosphärenreservats übertragen werden.  
Größte Herausforderungen der Politik im Land und auch den Landkreisen und Kommunen ist 
es, über die Grenzen hinweg zu denken und zu lernen: Aus der Vergangenheit, in der wir 
Grenzen hatten und überwunden haben. Ost und West sind vereint – Realität in der 
praktischen Tätigkeit und Projektumsetzung ist jedoch, dass zwar die Grenzen physisch 
verschwunden sind, aber imaginär oft noch existieren. Fragen wie z.B. Wer bezahlt die 
Maßnahmen – Thüringen oder Hessen? Oder „Wer hat die Zuständigkeit….“ dürfen die Arbeit 
in den Regionen entlang des Grünen Bandes nicht lähmen. 
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Kurzportrait Rhön bzw. Rhön GmbH 
Vereint über drei Bundesländer und fünf Landkreise  

Die Rhön GmbH – Gesellschaft für Tourismus und Markenmanagement besteht seit dem 15. 
Dezember 2016. Ihre Aufgabe ist es, den Tourismus in der Urlaubsregion Rhön zu fördern 
und die dort hergestellten Produkte zu vermarkten. 

Die Destination Rhön erstreckt sich über die Landkreise Rhön-Grabfeld, Bad Kissingen und 
Fulda sowie über Teile der Landkreise Schmalkalden-Meiningen und Wartburgkreis. Die 
Landkreise sind die Gesellschafter des Unternehmens. Die fünf Landräte bilden die 
Gesellschafterversammlung. Zudem bringen sich die Wirtschafts- beziehungsweise 
Kreisförderer der Landkreise in der untergeordneten Steuerungsgruppe ein. Den Vorsitz der 
Gesellschafterversammlung hat seit dem Jahr Jahr 2021 der Landrat des Landkreises Fulda, 
Bernd Woide.  

Sitz der Rhön GmbH ist im Biosphärenzentrum Rhön „Haus der Schwarzen Berge“ in 
Oberbach, einem Ortsteil des Marktes Wildflecken im Landkreis Bad Kissingen. Dort betreibt 
das Unternehmen neben der Tourist-Information auch das RhönCafé und den RhönLaden. 
Weitere Tourist-Informationen der Rhön GmbH befinden sich im Bruder-Franz-Haus auf dem 
Kreuzberg, im Kompetenzzentrum Wasserkuppe sowie im Kompetenzzentrum Bad Neustadt. 
Das Thüringer Kompetenzzentrum befindet sich in Geisa (Wartburgkreis). Mitarbeiter der 
Rhön GmbH sind auch in der Tourist-Information in Bad Kissingen tätig. 

Die Destination Rhön umfasst jeweils die vollständigen Landkreise Fulda, Bad Kissingen und 
Rhön-Grabfeld. Bei den beiden thüringischen Landkreisen Schmalkalden-Meiningen und 
Wartburgkreis stellt der Fluss Werra den natürlichen Grenzverlauf zum Thüringer Wald dar. 

Dadurch sind auch hier die beiden Kreisstädte Bad Salzungen und Meiningen inkludiert. 
Insgesamt beläuft sich das Gesamtgebiet der Destination auf ca. 4.680 km2 (Rhön GmbH, 
2020a, S. 3). 

 
Gerne stehen wir für einen weiteren Dialog zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Bertram Vogel 
Geschäftsführer Rhön GmbH 
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Hessischer Waldbesitzerverband e.V., Taunusstr. 151, 61381 Friedrichsdorf 

 
HESSISCHER WALDBESITZERVERBAND E.V   
D e r  M e n s c h    D e r  W a l d    D a s  L e b e n  

______________________________________________________                                                ______________ 
 

    Tel: 06172/7047 
    Fax: 06172/599253 

 
An die 
Vorsitzende des 
Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Petra Müller-Klepper 
Schloßplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 
 
 
 
Entwurf eines Gesetzes über das Naturmonument „Grünes Band Hessen“;  
Drucksache 20/9132 
Hier: Stellungnahme zum Gesetzentwurf 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende Müller-Klepper, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem o.g. Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.  
Der Hessische Waldbesitzerverband unterstützt die Ziele, wertvolle naturnahe Wälder und Le-
bensräume zu erhalten und die Erinnerungskultur im Bereich des ehemaligen Grenzstreifens 
zur DDR als Mahnung für die Zukunft wachzuhalten. Sehr viele Grundstückseigentümer, 
Land- und Forstwirte im Bereich der ehemaligen Grenze zur DDR haben die Folgen repressi-
ver Staatsgewalt erlebt. Familien wurden getrennt, Höfe durchschnitten, Freunde konnten 
sich nicht mehr sehen. Viele von ihnen mussten Enteignung erfahren und ertragen.  
 
Das Gesetzgebungsvorhaben unterliegt nach unserer Auffassung einer fatalen und folgen-
schweren Fehleinschätzung der Bedürfnisse der Menschen in der Grenzregion. Der Wunsch, 
die Erinnerung an die Teilung Deutschlands wach halten zu wollen, tatsächlich aber Natur 
durch ein Gesetz mit Ge- und Verboten vor den Grundstückseigentümern zu schützen, zeigt 
den unauflösbaren Widerspruch zwischen den Zielen und dem zur Erreichung gewählten po-
litischen Instrument. Mit 4.252 Hektar befinden sich 52% der Entwurfsfläche in Privatbesitz. 

Friedrichsdorf, den 16. November 2022 
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Wer Erinnerungskultur wachhalten will, muss den betroffenen Menschen im Bereich des Grü-
nen Bandes Freiheiten gewähren. 

 
Das Betreten des Grenzstreifens war in der DDR verboten, nicht in Hessen. Daher sind un-
berührte und sensible Lebensraumstrukturen, die einen strengen Schutz rechtfertigen wür-
den, eher in den Grenzbereichen auf der Thüringer Seite zu erwarten. Die Gesetze der Län-
der Thüringen und Sachsen-Anhalt enthalten jedoch weder Schutzzonen noch ein Verbot der 
forstwirtschaftlichen Nutzung.  
Es ist nachvollziehbar, dass der Grenzstreifen mit einem gemeinsamen Status als „Grünes 
Band“ und mit einem gemeinsamen länderübergreifenden Logo sichtbar gemacht werden 
soll. Es ist richtig, die wertvollen Naturbestandteile im Grünen Band zu erhalten. Es ist jedoch 
ein Irrweg, die Identifikation der Grundstückseigentümer mit diesen Zielen durch Ge- und 
Verbote erreichen zu wollen. Im Gegenteil: Der Schutz des Grünen Bandes ist ein Fall für die 
Anwendung des Rahmenvertrages für den Naturschutz im Wald und den Abschluss von ver-
ordnungsersetzenden Verträgen mit den privaten und kommunalen Waldeigentümern.  

 
Fakten: 

 
 Der Gesetzentwurf greift in § 5 tief in die Verfügungsbefugnis der Grundstückseigentü-

mer nach Artikel 14 Grundgesetz ein. Nach § 24 BNatschG sollen die Flächen des Nati-
onalen Naturmonuments wie ein Naturschutzgebiet geschützt werden.  

 Der Gesetzgeber nennt für diese Eingriffe in das Eigentum naturschutzpolitische Mo-
tive, ohne die Schutzwürdigkeit der einbezogenen Wälder durch Fachgutachten zu be-
legen. Die pauschale Behauptung der abstrakten Gefährdung ist nicht nachvollziehbar. 

 Schutzwürdige Monumente, um Erinnerungskultur wach zu halten, existieren auf der 
hessischen Seite des Grenzstreifens kaum. 

 Eine durchgängige Linienstruktur ist durch das Naturmonument „Grünes Band Thürin-
gen“ bereits gegeben.    

 Die Aussage, die in Schutzzone II einbezogenen Waldflächen seien „Räume mit beson-
derer naturschutzfachlicher Bedeutung“ trifft für große Teile der einbezogenen Wälder 
nicht zu.  

 Das Land Hessen bricht den am 27. November 2002 mit dem Hessischen Waldbe-
sitzerverband, dem Hessischen Städte- und Gemeindebund und dem Hessischen Städ-
tetag geschlossen Rahmenvertrag für den Vertragsnaturschutz im Wald. In der Präam-
bel des Rahmenvertrages wurde vereinbart: „Bei der Normgebung und -änderung soll 
die Anpassung an die Inhalte dieses Vertrages geprüft werden.“ 

 In § 4 Absatz 1 des Rahmenvertrages ist vereinbart: „Das Land strebt an, bei allen 
Maßnahmen der Naturschutzbehörden im Wald an Stelle von Schutzverordnungen, 
Verwaltungsakten oder schlicht-hoheitlichem Handeln vorrangig Verträge mit den Wald-
besitzern zu schließen.“ 

 Die Vorgehensweise der Landesregierung bei der Ausweisung des „Grünen Bandes 
Hessen“ durch ein Gesetz als Nationales Naturmonument ist mit dem Rahmenvertrag 
für den Vertragsnaturschutz im Wald unvereinbar.  
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 In § 4 Absatz 3 ist die Forstwirtschaft den Ackerflächen gleichzustellen. 

 In § 9 Absatz 3 sollte für Windenergie- und Photovoltaikanlagen alleinig die Errichtungs-
genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz ausschlaggebend sein, an 
diesem ist die Obere Naturschutzbehörde sowieso beteiligt. 

 
In den zu schützenden Flächen ist in erheblichem Umfang kommunaler und privater Wald be-
troffen. Wie viele private und kommunale Waldeigentümer betroffen sind, hat das Hessische 
Umweltministerium nicht mitgeteilt. Zum Aufbau und Erhalt von klimaresilienten Mischwäldern 
und der Sicherung heimischer Lebensmittelerzeugung ist eine uneingeschränkte und effektive 
Jagdausübung inklusive Kirrungen, Wildäckern und dem Einsatz von Jagdhunden unverzicht-
bar. 
 
Wir fordern, sämtliche Waldflächen im privaten und kommunalen Eigentum, für die keine 
Schutzwürdigkeit durch Fachgutachten nachgewiesen ist, aus der Kulisse des „Grünen Ban-
des Hessen“ herauszunehmen. Für alle schutzwürdigen Waldflächen sind den Eigentümerin-
nen und Eigentümern unverzüglich Vertragsverhandlungen anzubieten.  
 
Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 22. August 2022 zum Entwurf eines 
Gesetzes über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“.  
Wir bitten darum, unsere Stellungnahme zu beachten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Die Hauptgeschäftsstelle 
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Familienbetriebe Land und Forst Hessen e.V. 

Taunusstraße 151, 61381 Friedrichsdorf 

Telefon: 0 61 72/28 50 38 4 

Telefax: 0 61 72/76 46 77 2 

E-Mail: info@fablf-hessen.de 
Internet: www.fablf-hessen.de 

Vorsitzender: Philipp Victor Russell  

Geschäftsführerin: Sonja Braun 

Friedrichsdorf, den 17. November 2022 

 

 

Ihr Zeichen: Az: I 2. 18 

Stellungnahme der Familienbetriebe Land und Forst Hessen zur Anhörung im Aus-

schuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Hessi-

schen Landtages zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung Gesetz über das Natio-

nale Naturmonument „Grünes Band Hessen“ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

unter Bezugnahme auf die uns mit Schreiben vom 17. Oktober 2022 übermittelte Ein-

ladung zur Anhörung im Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz des Hessischen Landtages zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 

Gesetz über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“ nehmen wir hierzu 

wie folgt Stellung: 

Vorab möchten wir bemerken, dass wir Bestrebungen zur Bewahrung der Erinnerungs-

kultur im Gebiet des ehemaligen Grenzstreifens zur DDR begrüßen. Der Wunsch nach 

einer länderübergreifenden Außenwirkung und einer gemeinsamen Identifikation 

durch das „Grüne Band“ ist nachvollziehbar, dennoch müssen wir unsere Zweifel an 

dem Gesetzgebungsverfahren zum Ausdruck bringen.  

Über die Hälfte der Fläche (52%) sind Privateigentum. Dies zeigt eine hohe Betroffen-

heit der dort lebenden und wirtschaftenden Menschen. Viele der Grundstückseigentü-

mer haben erst durch ein Rundschreiben unseres Verbandes von dem Gesetzentwurf 

und der damit einhergehenden persönlichen Betroffenheit erfahren. Hier bemängeln 

wir ausdrücklich die Kommunikation zwischen der Landesregierung und den betroffe-

nen Eigentümern.  

Familienbetriebe Land und Forst Hessen e.V., Taunusstraße 151, 61381 Friedrichsdorf 

Die Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
 
Bearbeiterin: Daniela Erdmann 
 

Per E-Mail 
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Der Gesetzesentwurf schränkt die gegenwärtige und erst recht die mögliche zukünftige 

Nutzung der Grundstücke ein. Wenn die Eigentümer nicht mehr selbst darüber ent-

scheiden dürfen, wie sie ihren Grund und Boden bewirtschaften können, stellt dies ei-

nen unverhältnismäßigen Eingriff in das Eigentumsrecht dar. Denn weder ist die 

Schutzwürdigkeit der Flächen durch Gutachten nachgewiesen, noch gibt es eine trag-

fähige Begründung, warum eine ununterbrochene Linienstruktur auf der hessischen 

Seite notwendig ist. Der Gesetzentwurf scheint ausschließlich politisch motiviert, fach-

lich weitgehend unbegründet, weshalb wir keine Rechtfertigung für dieses Gesetzge-

bungsverfahren sehen. 

Durch die eingeschränkten Bewirtschaftungsmöglichkeiten kommt es zu einer nach-

haltigen Wertminderung der betroffenen Grundstücke. 

Des Weiteren stellen wir in Frage, wie sich das Vorhaben auf den demographischen 

Wandel und den Bevölkerungsrückgang auswirkt. Die Grenzregion zu Thüringen zählt 

bis heute zu den strukturschwächsten Gebieten Hessens. Anstatt Entwicklungsper-

spektiven durch Freiheiten zu ermöglichen und zu fördern werden diese durch zusätz-

liche Ge- und Verbote verwehrt. Dies halten wir für problematisch und sind besorgt, 

ob diesem Aspekt hinreichend Bedeutung beigemessen wird. 

Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 23. August 2022 zum Entwurf 

eines Gesetzes über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“. 

Wir bitten um Beachtung der Stellungnahme. 

Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung und verbleiben 

 

mit freundlichen Grüßen 

 

 
Sonja Braun 
(Geschäftsführerin) 
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Augsburg, 
den 17. November 2022 

Unser Zeichen: 416/22 wg 
Sachbearbeiter: RA Dr. Wagner 
E-Mail: wagner@riwa-augsburg.de 

Dr. Stefan Wagner 
Rechtsanwalt und zertifizierter Mediator 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
Fachanwalt für Agrarrecht 
Diplom-Forstwirt (Univ.) 

Johannes Albrecht 
Rechtsanwalt 

Büro Augsburg: 
Schießgrabenstr. 26 a, 86150 Augsburg 
Tel.: 0821-3491040, Fax: 0821-159570 
www.riwa-augsburg.de 

Anne Riethmüller 
Rechtsanwältin und zertifizierte Mediatorin 
Fachanwältin für Familienrecht 
Fachanwältin für Erbrecht 

Irene Voerste 
Rechtsanwältin und zertifizierte Mediatorin 
Fachanwältin für Familienrecht 

Büro Markt Diedorf: 
Rathausplatz 3, 86420 Markt Diedorf 
Tel.: 08238-96393, Fax: 08238-963955 
www.riwa-augsburg.de 

Bankverbindung: 
HypoVereinsbank Augsburg 
IBAN: DE34 7202 0070 6770 1154 75 
SWIFT-BIC: HYVEDEMM408 
St.-Nr.: 103/284/60411 

In Kooperation mit 

Cornelia McCready 
Rechtsanwältin und Mediatorin (DAA) 
Fachanwältin für Strafrecht 

Salomon-Idler-Str. 24 f, 86159 Augsburg 
Tel.: 0821-41 50 90, Fax: 0821-42 39 84 
www.anwaltskanzlei-mccready.de 
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RAe Riethmüller & Kollegen · Schießgrabenstr. 26 a · 86150 Augsburg 

 
Frau Petra Müller-Klepper 
Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Schlossplatz 1 
65183 Wiesbaden 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Gesetz über das Nationale Naturmoment „Grünes Band Hessen“ 
hier: Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf 
 
 
Sehr geehrte Frau Müller-Klepper, 
 
ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 17.10.2022 und bedanke mich für 
die Einladung zur Anhörung des Ausschusses am 23.11.2022 zum Gesetz-
entwurf der Landesregierung zum Gesetz über das Nationale Naturmoment 
„Grünes Band Hessen“. Ich übersende hiermit meine schriftliche Stellung-
nahme zu dem Gesetzentwurf. Sie bezieht sich über die allgemeine rechtli-
che Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen für die geplante Inschutz-
nahme des Grünen Bandes hinaus vorrangig auf Fragen der forstwirtschaft-
lichen Nutzung der Wälder. 
 
 
1. Umsetzung des § 24 Abs. 4 BNatSchG durch ein Gesetz statt durch 
Rechtsverordnung bzw. Zuständigkeit  
 
Die geplante Festsetzung des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band 
Hessen“ über ein Landesgesetz dürfte unzulässig sein. 
 
Zwar spricht § 24 Abs. 4 BNatSchG von einer „rechtsverbindlichen Festset-
zung“, ohne weitere Vorgaben zum Verfahren zu machen oder eine be-
stimmte Rechtsform vorzugeben. Daher steht es dem Landesgesetzgeber 
grundsätzlich frei, in welcher Form er ein Nationales Naturmonument aus-
weisen will. Dies kann in Gesetzesform oder auch durch Erlass einer Rechts-
verordnung oder einer Satzung geschehen, die Länder haben hier einen 
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entsprechenden Gestaltungsspielraum (vgl. Frenz/Müggenborg, BNatSchG, Kommentar, § 24 Rn. 
43 unter Verweis auf § 22 Rn. 3 ff.). So ist die Unterschutzstellung von Nationalparken oder auch 
eines Nationalen Naturmonuments durch Gesetz zulässig und in der Praxis auch häufig zu be-
obachten (vgl. etwa Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Kommentar II, § 24 Rn. 18). So ist etwa in 
Thüringen das Nationale Naturmonument „Grünes Band Thüringen“ als Gesetz erlassen worden 
und in Sachsen-Anhalt existiert ein Gesetz über die Festsetzung der Nationalen Naturmonumente 
des Landes Sachsen-Anhalt.  
 
In Hessen besteht jedoch eine gesetzliche Sondersituation, die die geplante Inschutznahme des 
Nationalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ als unzulässig erscheinen lässt. Hier hat der 
Gesetzgeber in § 12 Hessisches Ausführungsgesetz zum BNatSchG (HAGBNatSchG) eine ab-
weichende Kompetenzregelung getroffen. Nach § 12 Abs. 1 Satz 1 HAGBNatSchG erfolgt die Er-
klärung von Nationalen Naturmonumenten durch Rechtsverordnung. Nach dieser Vorschrift ist 
somit die Landesregierung, nicht aber der Gesetzgeber, zuständig für die Inschutznahme Natio-
naler Naturmonumente. 
 
Zwar wird nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 HAGBNatSchG „die für Naturschutz und Landschaftspflege zu-
ständige Ministerin oder der zuständige Minister ermächtigt, durch Rechtsverordnung Regelun-
gen über die von diesem Gesetz abweichenden Zuständigkeiten zu treffen“, allerdings existiert 
eine auf dieser Ermächtigungsgrundlage erlassene Rechtsverordnung, soweit ersichtlich, nicht. 
Die geplante Festsetzung des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ in Abweichung 
von der Regelung des § 12 Abs. 1 Satz 1 HAGBNatSchG als Gesetz wäre daher unzulässig, solange 
keine abweichende Kompetenzzuweisung durch Rechtsverordnung des zuständigen Ministers 
bzw. der zuständigen Ministerin geschaffen worden ist. 
 
Eine mögliche Kompetenz des Gesetzgebers, die Zuständigkeit für den geplanten Erlass des Nati-
onalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ im verfahrensgegenständlichen Einzelfall ohne 
eine Gesetzesänderung oder den Erlass einer Rechtsverordnung an sich zu ziehen, besteht nach 
diesseitiger Auffassung nicht. Dies wäre nur durch gesetzliche Änderung des § 12 Abs. 1 Satz 1 
HAGBNatSchG und/oder des § 34 Abs. 1 Nr. 1 HAGBNatSchG oder durch Erlass einer Rechtsver-
ordnung auf der Grundlage des § 34 Abs. 1 Nr. 1 HAGBNatSchG möglich. 
 
Die Frage der Festsetzung des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ durch Gesetz 
oder durch Rechtsverordnung ist vorliegend auch von großer rechtlicher Bedeutung, da die Mög-
lichkeit, die Rechtmäßigkeit eines Landesgesetzes gerichtlich überprüfen zu lassen, für die in 
Hessen lebenden Bürgerinnen und Bürger deutlich stärker eingeschränkt ist als die gerichtliche 
Überprüfung einer Rechtsverordnung. Während ein Gesetz nur unter den engen Voraussetzungen 
der Hessischen Landesverfassung und des Gesetzes über den Hessischen Staatsgerichtshof (HGSt-
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GHG) auf seine Verfassungsmäßigkeit überprüft werden kann, ist die Überprüfung einer Rechts-
verordnung an den Maßstäben des Eingriffsgesetzes und des Grundgesetzes bzw. der Hessischen 
Landesverfassung im Wege der konkreten Normenkontrolle grundsätzlich jeder Bürgerin und je-
dem Bürger ohne eigene rechtliche Betroffenheit möglich.  
 
 
2. Anforderungen des § 24 Abs. 4 BNatSchG, insbesondere im Hinblick auf Erinnerungskultur 
und Schaffung von Biotopverbünden 
 
Nach § 24 Abs. 4 BNatSchG sind Nationale Naturmonumente rechtsverbindlich festgesetzte Ge-
biete, die  
 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, kulturhistorischen oder landeskundlichen 
Gründen und 

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit von herausragender Bedeutung sind. 
 
Daraus ergibt sich für die Inschutznahme eines Nationalen Naturmonuments zwingend, dass die 
in den Nummern 1 und 2 genannten Schutzgründe im konkreten Einzelfall kumulativ vorliegen 
müssen.  
 
Ziel des Gesetzesentwurfs ist ausweislich des Vorblatts die Unterschutzstellung eines landeskund-
lich, wissenschaftlich und kulturhistorisch bedeutsamen Raumes sowie der Lückenschluss eines 
grenzübergreifenden Biotopverbundes. In der Präambel und in der Begründung des Gesetzent-
wurfs wird die Bewahrung der Erinnerungskultur im früheren Grenzgebiet zur Deutschen Demo-
kratischen Republik betont. 
 
Landeskundliche Gründe liegen vor, wenn das Gebiet einen besonderen Bezug zu Geographie und 
Geschichte des Landes oder Landesteils aufweist bzw. in besonderer Weise Zeugnis von der ge-
schichtlichen oder geographischen Entwicklung eines Landes ablegt. Wissenschaftliche Gründe 
beziehen sich auf geschichtliche, geologische und biologische Forschung. Die kulturhistorische 
Bedeutung eines Gebiets liegt in der Erforschung und Dokumentation historischer oder vorge-
schichtlicher Kulturen (vgl. Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Kommentar II, § 24 Rn. 18, § 23 
Rn. 12). 
 
Der Schutz der Biodiversität, auf den der Gesetzesentwurf sich in der Präambel unter Hinweis auf 
das „Grüne Band Hessen“ als Teil des europäischen Biotopverbundes weiterhin beruft, ist in § 24 
Abs. 4 BNatSchG zwar nicht explizit benannt, ihm kommt als Teil des Schutzkonzepts der Interna-
tionalen Naturschutzunion (IUCN) für Schutzgebiete der Kategorie III, unter die die Nationalen 

58



 

 

Seite 4 von 20 

Naturmomente nach § 24 BNatSchG fallen (vgl. Frenz/Müggenborg, BNatSchG, Kommentar, § 24 
Rn. 45), aber eine mittelbare Bedeutung zu.  
 
Aufgrund der kumulativen Anforderungen des § 24 Abs. 4 BNatSchG kann ein Nationales Natur-
monument somit nur dann in Schutz genommen werden, wenn es über seine Bedeutung aus lan-
deskundlichen oder kulturhistorischen Gründen hinaus wegen seiner Seltenheit, Eigenart oder 
Schönheit von herausragender Bedeutung ist. Das Gebiet muss sich daher deutlich von anderen 
seltenen, eigenartigen oder als schön empfundenen Gebieten abheben und eine gewisse Einzig-
artigkeit aufweisen, die aus nationaler (nicht nur aus hessischer) Sicht eine herausragende Be-
deutung bedingt (vgl. Schumacher/Fischer-Hüftle, BNatSchG, Kommentar, § 24 Rn. 86). Damit 
stellt das Gesetz für Nationale Naturmonumente weitergehende Anforderungen auf als etwa für 
Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG und für Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG, für die 
keine „besondere“ Eigenart und „hervorragende“ Schönheit erforderlich sind. 
 
Misst man das geplante Vorhaben „Grünes Band Hessen“ an den genannten gesetzlichen Voraus-
setzungen, dann bestehen Zweifel, ob diese hier auf ganzer Fläche erfüllt sind. Die Präambel des 
Gesetzentwurfs beschreibt das Areal des Grünen Bandes als ein lebendiges Zeugnis der neueren 
Zeitgeschichte und will damit eine Kultur der Erinnerung im früheren Grenzgebiet zur Deutschen 
Demokratischen Republik bewahren. Weitere Schutzgründe aus dem Katalog des § 24 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG werden demgegenüber nicht benannt, vielmehr wird in der Vorrede des Gesetzentwurfs 
im Übrigen allein auf die Bedeutung des ehemaligen Grenzgebiets als Teil des europäischen Bio-
topverbundes und den Schutz des natürlichen Erbes abgestellt.  
 
Während die Präambel damit noch von einem Gleichgewicht landeskundlicher und ökologischer 
Gründe ausgeht, wird dieses in den Vorschriften zu den Schutzzwecken (§ 3 des Gesetzentwurfs) 
und zu den allgemeinen und speziellen Schutzbestimmungen (§§ 5 ff. des Gesetzentwurfs) ganz 
überwiegend in Richtung von Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege verscho-
ben. So sind vier der fünf in § 3 Abs. 1 des Gesetzesentwurfs genannten Schutzzwecke auf den 
Schutz der Biotopstrukturen, des Biotopverbundes, der Lebensgemeinschaften, des Naturhaus-
halts und der Erholungswirksamkeit bezogen, während nur ein Schutzzweck auf den Erhalt, den 
Schutz und die Entwicklung der Erinnerungslandschaft abstellt. Entsprechend verhält es sich bei 
der Aufzählung der weiteren Schutzzwecke in den Schutzzonen I bis III sowie in den darauf bezo-
genen speziellen Schutzbestimmungen der §§ 5 ff. des Gesetzentwurfs, die ganz überwiegend, 
fast sogar durchgehend, auf den Schutz der Naturbestandteile und die Steuerung der sie betref-
fenden Landnutzung, kaum dagegen auf die Bewahrung der Erinnerungskultur abstellen.  
 
Auch aus der Begründung des Gesetzentwurfs lassen sich keine abweichenden Schlüsse ziehen, 
vielmehr wird auch hier sowohl im Kontext der allgemeinen Ausführungen einschließlich der Aus-
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führungen zur Präambel als auch im Hinblick auf die weiteren Erläuterungen zu den Schutzzwe-
cken und zu den übergreifend sowie für die Schutzzonen I bis III geltenden Schutzbestimmungen 
deutlich, dass der auf die Bewahrung der Erinnerungskultur an das vormalige Grenzgebiet zur 
Deutschen Demokratischen Republik bezogene Flächenschutz vor allem die Aufgabe haben soll, 
dem Naturschutz und der Landespflege zu dienen.  
 
Setzt man all dies in Bezug zu der objektiv sowie insbesondere auch im Vergleich zu dem Natio-
nalen Naturmonument „Grünes Band Thüringen“ bestehenden großen Flächenausdehnung des 
für Hessen geplanten Naturmonuments „Grünes Band Hessen“, so wird man zu dem Ergebnis kom-
men, dass der Gesetzentwurf sich zwar möglicherweise in seiner Ausgangsüberlegung auf die 
Schutzkategorie des Nationalen Naturmonuments wird stützen können, jedoch nicht darlegen 
kann, dass die zur Inschutznahme vorgesehene Gesamtfläche von 8.250 ha die Voraussetzungen 
des § 24 Abs. 4 BNatSchG erfüllen kann.  
 
Zwar können die Bewahrung einer Erinnerungskultur an das ehemalige Grenzgebiet und den in 
diesem Rahmen angestrebten Schutz und die Verbesserung der Biodiversität legitime landes-
kundliche Gründe darstellen und das ehemalige Grenzgebiet insoweit wegen seiner Eigenart auch 
von herausragender Bedeutung sein, jedoch enthält der Gesetzentwurf mitsamt Begleitmateria-
lien keine belastbaren Ausführungen dazu, warum diese engen gesetzlichen Voraussetzungen 
hier vorliegen, insbesondere, inwieweit sie auf der Gesamtfläche erfüllt sein könnten. Hier wäre 
der Gesetzgeber gefordert, das Vorliegen der Voraussetzungen des § 24 Abs. 4 BNatSchG für die 
Gesamtfläche tiefergehend darzulegen, was bislang nicht geleistet worden ist.  
 
Dies gilt vor allem auch deshalb, weil die Schutzkategorie des Nationalen Naturmonuments aus-
weislich der amtlichen Begründung explizit darauf abstellt, nationale Schöpfungen der Natur, die 
nicht das für Nationalparke geltende Kriterium der Großräumigkeit erfüllen, unter Schutz zu stel-
len (BT-Drs. 16/13430 vom 17.6.2009, Seite 22). Hierauf weisen auch die Kommentierungen bei 
Frenz/Müggenborg, BNatSchG, Kommentar, § 24 Rn. 45, sowie bei Landmann/Rohmer, Umwelt-
recht, Kommentar II, § 24 Rn. 21, hin. Der amtlichen Begründung lässt sich weiterhin entnehmen, 
dass der Gesetzgeber mit dem Instrument der Nationalen Naturmonumente vor allem Naturschöp-
fungen im Blick hatte, die sich auf kleineren Flächen ab ca. 5 ha Größe befinden. Daraus lässt sich 
unschwer ableiten, dass die verfahrensgegenständlich vom hessischen Gesetzgeber geplante In-
schutznahme des „Grünen Bandes Hessen“ auf einer Fläche von 8.250 ha weit über das hinaus-
reicht, was der Bundesgesetzgeber mit der Einführung dieser Schutzkategorie erreichen wollte. 
Auch wenn § 24 Abs. 4 BNatSchG nur von „Gebieten“ spricht, ohne einen Flächenbezug wie Klein- 
oder Großräumigkeit zu benennen, so sind die in der amtlichen Begründung zur Änderung des 
BNatSchG im Jahr 2009 sowie die dazu ergangenen Literaturkommentierungen dennoch in die 
Auslegung der Inschutznahmevoraussetzungen des § 24 Abs. 4 BNatSchG mit hervorgehobener 
Bedeutung einzustellen.  

60



 

 

Seite 6 von 20 

Die oben angesprochene Notwendigkeit einer tiefgehenden Begründung ergibt sich verfahrens-
gegenständlich weiterhin auch aus der geplanten Abgrenzung verschiedener Schutzzonen, die 
im Hinblick auf die dahinterstehenden naturschutzfachlichen Überlegungen unter Umständen 
noch gerechtfertigt sein mögen, nicht jedoch im Hinblick auf ihre Notwendigkeit zur Bewahrung 
der Erinnerungskultur. Da § 24 Abs. 4 BNatSchG jedoch eine einheitliche Bewertung der landes-
kundlichen und ökologischen Bedeutung des Gebiets voraussetzt, müsste die Schutzzonierung 
auch aus landeskundlichen Gründen der Erinnerungskultur erforderlich sein. Dies ist hier nicht 
erkennbar und in dem Gesetzentwurf und seiner Begründung nicht dargelegt. 
 
 
3. Erforderlichkeit  
 
Die zuletzt getroffenen Ausführungen leiten über zu der Frage der Erforderlichkeit der Inschutz-
nahme des Nationalen Naturmonuments, die auch dann zu prüfen ist, wenn die Voraussetzungen 
des § 24 Abs. 4 BNatSchG im Grundsatz vorliegen sollten, was hier jedenfalls für die Gesamtfläche 
aus den o.g. Gründen als zweifelhaft anzusehen ist. 
 
Die Erforderlichkeit ist als allgemeine Ausprägung des in Art. 19 Abs. 4 GG verankerten rechts-
staatlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei jeder staatlichen Eingriffsmaßnahme, so auch 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht, zu prüfen und vom Gesetz-, 
Verordnungs- oder Satzungsgeber nachzuweisen. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz müs-
sen staatliche Eingriffsmaßnahmen geeignet, erforderlich und angemessen sein. Übertragen auf 
die Ausweisung von Schutzgebieten nach dem Naturschutzrecht hat dies zur Folge, dass die in 
den Schutzbereich einbezogenen Flächen schutzwürdig und schutzbedürftig sein müssen. Dar-
über hinaus muss die Unterschutzstellung – auch in Abwägung mit dem Eingriff in andere Rechts-
güter – verhältnismäßig und angemessen sein, was sich verfahrensgegenständlich insbesondere 
an den vorgesehenen Verbots-, Gebots- und Ausnahmeregelungen festmachen lässt.  
 
Vor diesem Hintergrund kommt eine Schutzausweisung generell nur dann in Betracht, wenn sie 
vernünftigerweise geboten ist. Hierfür reicht zwar schon die abstrakte Gefährdung der gesetzli-
chen Schutzgüter aus. Von einer solchen ist auszugehen, wenn ein Schadenseintritt ohne die vor-
gesehene Maßnahme nicht bloß als entfernte Möglichkeit in Betracht zu ziehen ist (BVerwG, Ur-
teil vom 5. Februar 2009 – 7 CN 1/08 – juris, Rn. 30). Die Erforderlichkeit einer Schutzgebietsaus-
weisung ist aber immer dann zu verneinen, wenn feststeht, dass sich der Zweck mit einem milde-
ren Mittel sachlich gleichwertig erreichen lässt (BVerwG, a.a.O., Rn.58; Thüringer Oberverwal-
tungsgericht, Urteil vom 3. Dezember 2020 – 1 N 205/14 – juris). 
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3.1 Nachweis der Schutzwürdigkeit der in das Gesetz einbezogenen Flächen, insbesondere 
Fehlen eines Schutzwürdigkeitsgutachtens 
 
a) 
 
Die Schutzwürdigkeit der vom Gesetz erfassten Flächen ist verfahrensgegenständlich nicht nach-
gewiesen und auch nicht hinreichend dargelegt. Die Schutzwürdigkeit eines Gebiets bemisst sich 
an den Schutzzwecken, hier nach § 24 Abs. 4 BNatSchG in Verbindung mit den in dem Gesetzent-
wurf zum Nationalmonument „Grünes Band Hessen“ aufgeführten Schutzzwecken (siehe Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, Kommentar II, § 24 Rn. 18).  
 
Eine Schutzwürdigkeit wäre hier nur dann gegeben, wenn die Flächen über die gesetzlich gefor-
derte Eignung für die Erinnerungskultur und in ökologischer Hinsicht über eine bestimmte öko-
logische Qualität verfügen. 
 
Dass die Flächen aus kulturhistorischen oder landeskundlichen Gründen von herausragender Be-
deutung sind, erscheint diskussionsbedürftig, da der ehemalige Grenzbereich auf der hessischen 
Seite frei zugänglich und die dort gelegenen land- und forstwirtschaftlichen Flächen von den 
Grundstückseigentümern auch ohne Einschränkungen bewirtschaftet werden konnten. Lagebe-
dingte Nachteile insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft wird es daher vor der Wiederher-
stellung der deutschen Einheit im Jahr 1990 nicht oder nur in geringem Ausmaß gegeben haben, 
sodass die Einbeziehung des auf hessischer Seite gelegenen frühere Grenzgebiets nur aus Grün-
den der Erinnerungskultur erfolgen und damit von symbolischer Bedeutung sein kann. Da die 
Schutzkategorie des Nationalen Naturmonuments voraussetzt, dass die in dessen Umgriff einbe-
zogenen Flächen von herausragender nationaler und nicht nur von regionaler Bedeutung sind, 
müsste tiefergehend begründet werden, warum der auf hessischer Seite gelegene frühere Grenz-
bereich entlang der ehemaligen Grenze der Bundesrepublik Deutschland zur Deutschen Demokra-
tischen Republik als national bedeutsam eingestuft werden kann.  
 
Im Kern fehlt es dem Gesetzesentwurf aber vor allem an Darlegungen und einer konkreten Nach-
weisführung im Hinblick auf die geplante großräumige Grenzziehung von 8.250 ha Gesamtflä-
che. Da auf der hessischen Landesseite anders als in Thüringen keine Grenzanlagen errichtet wa-
ren, war der hessische Teil des vormaligen Grenzgebiets bis an die Grenze zur Deutschen Demo-
kratischen Republik frei zu betreten und von den Grundstückseigentümern entlang der Grenze 
auch ohne wesentliche Einschränkungen zu bewirtschaften, wie oben erläutert. Tatsächliche Be-
sonderheiten, die die nach § 24 Abs. 4 BNatSchG erforderliche herausragende landeskundliche 
oder kulturhistorische Eigenart des Gebiets begründen können, sind daher kaum ersichtlich und 
sie könnten wohl nur in einem vergleichsweise schmalen Streifen direkt entlang der ehemaligen 
Grenze vorliegen, die von ihrer Fläche her deutlich hinter dem jetzt zur Inschutznahme geplanten 
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Areal des „Grünen Bandes“ zurückbleiben dürften. Insoweit mangelt es dem Gesetzentwurf und 
den Begleitmaterialien an einer tiefergehenden und nachvollziehbaren Begründung, aus der sich 
ergeben könnte, warum sich die in Hessen bestehende Grenzlagensituation gerade in der geplan-
ten großräumigen Ausformung des „Gründen Bandes Hessen“ wiederspiegeln könnte. Aus diesem 
Grund bestehen erhebliche Zweifel jedenfalls an der Schutzwürdigkeit der konkret geplanten Ge-
bietsabgrenzung aus kulturhistorischen oder landeskundlichen Gründen, die der Gesetzentwurf 
mitsamt Begleitmaterialien nicht beseitigen kann.  
 
Weiterhin ist die Schutzwürdigkeit des geplanten Gebiets in seiner großräumigen Ausgestaltung 
auch aus ökologischen Gründen fraglich und nicht ausreichend nachgewiesen. Damit ist die Sel-
tenheit, Eigenart oder Schönheit des festgesetzten Gebiets auch aus Gründen der Biodiversität 
und des Biotopverbundes nicht ausreichend dargetan.  
 
Der Schutzzweck muss anhand von tatsächlichen Ermittlungen bewertet werden, die je nach 
Schutzzweck bis zu wissenschaftlichen Untersuchungen (z.B. vegetationskundliche oder zoologi-
sche Erfassungen) reichen können. In diesem Rahmen ist hier bereits grundsätzlich zu rügen, 
dass dem Gesetzentwurf keine tatsächlichen Nachweise über die besondere Schutzwürdigkeit der 
von dem Gesetz erfassten Flächen zugrunde liegen. Hier wäre die Einholung eines Schutzwürdig-
keitsgutachtens erforderlich gewesen. Ein solches wurde nach diesseitiger Kenntnis aber bislang 
nicht eingeholt, was aber von entscheidender Bedeutung gewesen wäre, um die Schutzwürdigkeit 
der Flächen in ökologischer Hinsicht zu belegen.  
 
Auch sonstige faunistische oder ökologische Untersuchungen, die die Schutzwürdigkeit plausibi-
lisieren könnten, sind dem Gesetzentwurf nicht beigefügt. Ob die ökologischen Voraussetzungen 
für eine Ausweisung als Nationales Naturmonument nach § 24 Abs. 4 BNatSchG tatsächlich und 
in der geforderten national herausragenden Bedeutung vorliegen, kann daher objektiv und in ei-
ner insbesondere für die eingriffsbetroffenen Bürgerinnen und Bürger verständlichen Weise nicht 
nachvollzogen werden.  
 
Die Einholung von Schutzwürdigkeitsgutachten im Rahmen der Bewertung der Schutzwürdigkeit 
eines Gebietes entspricht der gängigen Praxis (beispielhaft: OVG Lüneburg, Urteil vom 19. Ok-
tober 2021 – 4 KN 292/16 – juris, Rn. 83; Thüringer Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 3. 
Dezember 2020 – 1 N 205/14 – juris, Rn. 55) und wäre auch verfahrensgegenständlich erforder-
lich gewesen, um Kenntnisse darüber zu erhalten, ob die geplante großflächige Gebietsabgren-
zung auch tatsächlich im Wesentlichen schutzwürdige Flächen umfasst. Daran bestehen im Übri-
gen auch schon deshalb Zweifel, weil die speziellen Schutzbestimmungen für die Schutzzonen I 
bis III (§§ 6 ff. des Gesetzentwurfs) ein differenziertes Schutzniveau festlegen, sodass bzgl. der 
Schutzzonen II und III zumindest in Teilen von einer fehlenden Schutzwürdigkeit ausgegangen 
werden muss.  
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b) 
 
An die ökologische Qualität der ausgewiesenen Flächen dürfen im Grundsatz keine überspannten 
Anforderungen gestellt werden. Es reicht aus, wenn die zur Inschutznahme vorgesehenen Flächen 
jedenfalls in Teilen wertvoll sind oder ein Entwicklungspotenzial haben, weiterhin auch, wenn sie 
dem Aufbau eines Biotopverbundes dienen können. Dennoch stellt sich die Frage, wie hoch der 
Anteil ökologisch hochwertiger Flächen grundsätzlich sein muss, und in welchem Umfang auch 
weniger wertvolle Flächen (z.B. nicht standortgerechte oder nicht naturnah bewirtschaftete Wäl-
der, z.B. Fichtenforste) in die Gebietskulisse einbezogen werden können. 
 
Auch bzgl. dieser Fragestellung bestehen Zweifel daran, dass die in das geplante Nationale Na-
turschutzmonument einbezogenen Flächen in ausreichend hoher Zahl schutzwürdig sind.  
 
Dabei ist zunächst unstreitig, dass das auszuweisende Gebiet im Ganzen schutzwürdig sein muss 
(vgl. Landmann/Rohmer, Kommentar II zum Umweltrecht, § 22 Rn. 8 -10). Dies beinhaltet zwar 
grundsätzlich auch das Recht des Gesetz- oder Verordnungsgebers, in das Schutzgebiet auch 
nicht schutzwürde Grundstücke mit einzubeziehen. Dies darf allerdings nur in Einzelfällen ge-
schehen, während der grundsätzliche Schutzcharakter eines Gebietes, der sich aus der hohen 
ökologischen Qualität des Großteils der einbezogenen Flächen ergibt, davon nicht berührt wer-
den darf. Solche an sich nicht schutzwürdige Flächen können etwa „Pufferflächen“ in der Rand-
zone eines Schutzgebietes sein, wenn deren Einbeziehung erforderlich ist, um die Schutzzwecke 
des Schutzgebiets zu wahren (siehe BVerwG, Urteil vom 5. Februar 2009 – 7 CN 1/08 –, Rn. 31, 
juris).  
 
Verfahrensgegenständlich betrifft die geplante Fläche des Nationalen Naturmonuments „Grünes 
Band“ zweifellos nicht nur ökologisch hochwertige Flächen, sondern ebenso Flächen, die unter 
ökologischen Gesichtspunkten nur schwerlich die Voraussetzung der Schutzwürdigkeit erfüllen 
dürften. Ein großer Teil der Grundstücke wird intensiv landwirtschaftlich bewirtschaftet. Derar-
tige Flächen dürfen aber nur dann zu Schutzgebieten erklärt werden, wenn sie entweder aufgrund 
ihrer bisherigen Bewirtschaftung bereits über eine hohe ökologische Qualität verfügen (bei in-
tensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen ausgeschlossen) oder zumindest ein entsprechen-
des Entwicklungs- und Wiederherstellungspotenzial beinhalten. 
 
Rechtliche Maßstäbe dafür ergeben sich aus § 21 BNatSchG, der für die dort genannten Kernflä-
chen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente hohe Anforderungen an deren ökologische 
Qualität und ihren rechtlichen Schutzstatus stellt und ihre Eignung unter den Vorbehalt der in § 
21 Abs. 1 BNatSchG genannten Kriterien stellt. Demnach sollen die Flächen der dauerhaften Si-
cherung der Populationen wildlebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, 
Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung 

64



 

 

Seite 10 von 20 

funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen dienen und müssen folglich über eine ent-
sprechende Eignung, also Schutzwürdigkeit, verfügen. Bei den in den Umgriff des Nationalen Na-
turmonuments einbezogenen landwirtschaftlichen Flächen muss also zumindest ein Entwick-
lungspotenzial vorhanden sein, welches sich aus dem Gesetzentwurf und seiner Begründung tat-
sächlich nicht ergibt. Auch hier wirkt sich das Fehlen eines Schutzwürdigkeitsgutachtens somit 
negativ aus.  
 
Entsprechendes gilt im Hinblick auf einen großen Teil der insbesondere in die Schutzzone II ein-
bezogenen Waldflächen, die zum Teil aus Fichtenwäldern bestehen. Auch für diese Flächen fehlt 
es an einem Schutzwürdigkeitsgutachten, mit dem die dort vorhandenen Wälder bewertet und im 
Hinblick auf ihre eventuellen Entwicklungspotenziale identifiziert werden.  
 
Sofern der Gesetzesentwurf für forstliche Flächen Nutzungseinschränkungen und weitreichende 
Beschränkungen der Jagdausübung ausspricht, steht dies nach vorläufiger Rechtseinschätzung 
zudem im Widerspruch zu dem Schutzziel der Schaffung nachhaltiger Biotopverbünde. Der Wald 
ist vor allem auch aufgrund des Klimawandels gefährdet und benötigt für die Schaffung klimaresi-
lienter Bestände sachegerechte forstliche Pflege und Maßnahmen der Wildbestandsregulierung. 
Insofern ist festzuhalten, dass eine Biotopvernetzung nur unter der Prämisse einer ordnungsge-
mäßen forstlichen Bewirtschaftung und nachhaltiger Bejagungsmöglichkeiten funktionieren 
kann (siehe dazu unten bei 4.).  
 
 
3.2 Nachweis der Schutzbedürftigkeit der einbezogenen Flächen, bzgl. Waldflächen insbe-
sondere vor dem Hintergrund des bestehenden Rahmenvertrags „Naturschutz im Wald“  
 
Es bestehen darüber hinaus bzgl. der in den Gebietsumgriff einbezogenen Außenbereichsflächen, 
insbesondere auch der Waldflächen, starke Zweifel an der Schutzbedürftigkeit der geplanten Aus-
weisung des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“. Denn die Ausweisung eines 
Schutzgebiets setzt voraus, dass durch die Inschutznahme vorbeugend mögliche Gefahren aus-
geschlossen werden können. Für die Annahme einer Schutzbedürftigkeit ist es daher notwendig, 
dass die Schutzgüter, die eine Ausweisung rechtfertigen, ohne die Unterschutzstellung abstrakt 
gefährdet wären (OVG Lüneburg, Urteil vom 4. März 2020 – 4 KN 390/17 – juris, Rn. 78).  
 
 
a) 
 
Dagegen spricht zunächst, dass Teile der Flächen bereits jetzt über einen hohen Schutzstatus ver-
fügen, insbesondere soweit es sich um Schutzgebiete nach der europäischen Fauna-Flora-Habi-
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tat-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie als Teil des europäischen Schutzgebietssystems Na-
tura 2000 handelt, die unabhängig von ihrer Sicherung als nationale Schutzgebiete einem strik-
ten europarechtlichen Schutzregime unterliegen. Soweit der Gesetzesentwurf folglich auch diese 
Flächen – zusätzlich zu dem bereits bestehenden Schutzstatus des Europarechts und/oder des 
nationalen Rechts – als Nationales Naturmonument ausweist, liegt eine doppelte Unterschutz-
stellung vor. Die Schutzbedürftigkeit ist mit Blick auf diese Flächen zweifelhaft, da eine Gefähr-
dungssituation in rechtlicher Hinsicht nicht besteht. Notwendig wäre daher eine qualifizierte Be-
wertung und Begründung, aus der sich die tatsächliche und rechtliche Erforderlichkeit ergibt, 
diese Flächen zusätzlich auch dem Schutzregime des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band 
Hessen“ zu unterwerfen. 
 
 
b) 
 
Weiterhin ist die Schutzbedürftigkeit auch angesichts des naturschutzrechtlichen Vorrangs des 
Vertragsnaturschutzes gegenüber hoheitlichen Eingriffsmaßnahmen und des bestehenden Rah-
menvertrages des Landes Hessen mit dem Hessischen Waldbesitzerverband u.a. zum Vertragsna-
turschutz im Wald vom 17.11.2002 zweifelhaft. 
 
In § 4 und § 5 Abs. 1 des Rahmenvertrags ist der Vorrang des Vertragsnaturschutzes normiert. 
Insbesondere in § 5 Abs. 1 des Rahmenvertrages hat sich das Land Hessen dazu verpflichtet, Wald-
besitzern verordnungsersetzende Verträge anzubieten. Gemäß § 4 Abs. 3 des Rahmenvertrages 
gilt überdies bei Veränderungen bestehender Naturschutzgebiets- oder Landschaftsschutzge-
bietsverordnungen eine Prüfpflicht des Landes, ob und inwieweit die den Waldbesitzer betreffen-
den Inhalte auch durch einen Einzelvertrag erreicht werden können. Mit dem Gesetzentwurf zum 
Nationalen Naturmonument „Grünes Band Hessen“ lässt der Gesetzgeber den Rahmenvertrag un-
berücksichtigt. 
 
Eine Schutzgebietsausweisung kommt gemäß § 8 Abs. 2 des Rahmenvertrages nur in den dort 
genannten Fällen in Betracht, etwa, wenn nur so der sogenannte Außenschutz nach der FFH-
Richtlinie sichergestellt werden kann (Nr. 1), wenn die EU-Kommission einen weitergehenden 
Gebietsschutz zur Erreichung der Erhaltungsziele der FFH-Richtlinie oder Vogelschutzrichtlinie 
nach der Rechtsprechung des EuGHs durchzusetzen berechtigt ist und dieser vertraglich nicht ge-
währleistet werden kann (Nr. 2) oder Regelungen in Bezug auf Dritte zur Erfüllung staatlicher 
Pflichten erforderlich sind (Nr. 3). Keine dieser Varianten greift hier ein. Das „Grüne Band Hes-
sen“ wird nicht zur Umsetzung der FFH-Richtlinie oder zum Erreichen eines guten Erhaltungszu-
standes ausgewiesen, sondern aus landeskundlichen Gründen und zum Schutz von Natur und 
Landschaft in bestimmten Bereichen des früheren Grenzgebiets.  
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Zu betonen ist auch, dass nach § 8 Abs. 2 Satz 2 eine Entscheidung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 des 
Rahmenvertrags stets nur im Benehmen mit dem Waldbesitzer ergehen darf. Ein Benehmen mit 
betroffenen Waldbesitzern oder mit dem Hessischen Waldbesitzerverband liegt hier nicht vor, ob-
wohl die Beschränkungen der forstlichen und jagdlichen Nutzung weitreichend sind. Die im Som-
mer 2022 kurzfristig und in Eile anberaumte Beteiligung der Verbände ersetzt die von dem Rah-
menvertrag geforderte Benehmensherstellung nicht. 
 
Der Gesetzentwurf steht damit im Widerspruch zum Rahmenvertrag, der auch hier anzuwenden 
ist. Denn in der Präambel zum Rahmenvertrag heißt es explizit, dass bei der Normgebung eine 
Anpassung an die Inhalte dieses Vertrages geprüft werden soll. Gleichzeitig setzt sich der Gesetz-
entwurf über diverse einzelvertragliche Vereinbarungen zwischen dem Land Hessen und Waldbe-
sitzern hinweg, die auf der Grundlage des Rahmenvertrages seit Vertragsschluss geschlossen wur-
den. 
 
Der Gesetzentwurf verstößt auch gegen den gesetzlich in § 3 HABGNatSchG normierten Vorrang 
des Vertragsnaturschutzes. Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 HABGNatSchG ist bei allen Maßnahmen zur 
Durchführung des Naturschutzrechts vertraglichen Vereinbarungen der Vorzug vor ordnungs-
rechtlichen Maßnahmen zu geben, soweit der beabsichtigte Zweck auf diese Weise mit angemes-
senem Aufwand erreicht werden kann oder die Art der Maßnahme dem nicht entgegensteht. Eine 
Ausnahme vom Grundsatz des Vertragsnaturschutzes kann daher wegen § 3 HAGBNatSchG nur 
dann gelten, wenn der Inschutznahmezweck nicht anderweitig erreicht werden kann. 
 
Das Land Hessen hat sich insbesondere zur Umsetzung der Natura-2000-Verordnung aber auch 
darüber hinaus für den gesamten Vollzug des Naturschutzrechts für den vertraglichen Natur-
schutz entschieden und betreibt zu Recht und seit nunmehr fast zwei Jahrzehnten erfolgreich 
eine Politik, die auf dem Vorrang des Vertragsnaturschutzes basiert. Die Grundlagen des Vertrags-
naturschutzes liegen in Gestalt des Rahmenvertrages und der darauf aufbauenden Einzelverträge 
mit den Waldbesitzern vor. Im Wege von Einzelverträgen verpflichten sich die Waldbesitzer zu 
weitreichenden ökologischen Maßnahmen, etwa einem 5 bis 10-jährigen Monitoring (vgl. 
https://umwelt.hessen.de/sites/umwelt.hessen.de/files/2021-06/einfuehrung_vertragsnatur-
schutz_im_wald.pdf, Stand: 14.11.2022). Damit bleibt einerseits die waldbauliche Dispositions-
freiheit der Waldbesitzer, unter angemessener Berücksichtigung der in Art. 14 Abs. 1 GG normier-
ten grundgesetzlichen Eigentumsgarantie, gewahrt, andererseits wird der Erhalt und die Schaf-
fung strukturreicher Wälder gewährleistet.  
 
Die Unterschutzstellung der vom Gesetzentwurf betroffenen Flächen kann vorliegend in gleich-
sam effektiven Maß auch durch Einzelverträge erreicht werden bzw. ist bereits einzelvertraglich 
oder durch bestehende Schutzgebietsverordnungen teilweise sichergestellt. Es ist daher nicht 
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eingängig, weshalb hier nicht auf die bestehenden Instrumente zur Inschutznahme bzw. deren 
Ersetzung durch Verträge zurückgegriffen werden soll.  
 
Der Rahmenvertrag verpflichtet als öffentlich-rechtlicher Vertrag gemäß §§ 54 ff. VwVfG das Land 
Hessen zu seiner Einhaltung und – ebenso wie § 3 HABGNatSchG - zum Vorrang des Vertragsna-
turschutzes. In dem Maße, in dem sich das Land über diese Maßgaben hinwegsetzt, steht die 
Rechtmäßigkeit des Gesetzentwurfs zur Inschutznahme des „Grünen Bandes Hessen“ als Natio-
nales Naturmonument in Frage.  
 
 
4. Allgemeine Beschränkungen, Beschränkungen speziell der forstlichen Nutzung 
 
Aufgrund § 5 Abs. 1 und 2 des Gesetzentwurfs gilt in dem geplanten Naturmonument eine für alle 
Handlungen bezogene absolute Veränderungssperre, deren Schutz sich sowohl auf die Bestand-
teile des Gebiets als auch auf den Erhalt der Funktionen, z.B. als Biotopverbund, bezieht. Soweit 
bestimmte Maßnahmen oder Nutzungen dem Schutzzweck des Gesetzentwurfs dienen können, 
soll deren Durchführung im Rahmen vertraglicher Vereinbarungen geprüft werden.  
 
Die Veränderungssperre wird in den nachfolgenden §§ 6 ff. durch spezifische Schutzbestimmun-
gen für die Schutzzonen I bis III weiter konkretisiert, von der insbesondere auch die Land-, Forst- 
und Jagdwirtschaft betroffen ist. Damit weicht der Gesetzentwurf von den bereits erlassenen Ge-
setzen zum „Grünen Band“ der Länder Thüringen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg ab, in denen 
es keine bzw. keine entsprechend weitreichenden Beschränkungen der Bodennutzung gibt. 
 
 
4.1 Schutzzone I: Vorrang der geltenden Regelungen in inkludierten Naturschutzgebieten vs. 
Verbot der forstlichen Nutzung 
 
In der Schutzzone I befinden sich ausweislich § 2 Abs. 2 Nr. 1 und der Begründung zum Gesetz-
entwurf naturschutzfachlich bedeutsame Räume und Kernbereiche von herausragender natur-
schutzfachlicher Bedeutung auf einer Fläche von 2.425 ha. In diese Zone fallen bereits bestehen-
den Naturschutzgebiete sowie Wald ohne forstliche Nutzung (Kernflächen, Naturwaldreservate), 
im Übrigen landwirtschaftlich genutzte Flächen. In der Schutzzone I befinden sich 192 ha Privat-
wald und 231 ha Kommunalwald. Der spezifische Schutzzweck dieser Zone liegt nach § 3 Abs. 2 
Nr. 1 des Gesetzentwurfs darin, die unbeeinflusste, natürliche Dynamik der Ökosysteme mit ihren 
Zusammenbruchs- und Pionierphasen und der dazugehörigen Fauna und Flora zu sichern.  
 
Nach § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 des Gesetzentwurfs bleiben in Schutzzone I die Re-
gelungen in bestehenden Naturschutzgebieten von den Bestimmungen des geplanten Gesetzes 
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zum Nationalen Naturmonument „Grünes Band Hessen“ unberührt. Nach § 6 Abs. 2 des Gesetz-
entwurfs ist es verboten, dort eine forstliche Nutzung auszuüben. Das forstliche Nutzungsverbot 
in Schutzzone I ist aus mehreren Gründen unverhältnismäßig und daher rechtswidrig: 
 
 
a) 
 
Es fehlt an einer qualifizierten Begründung dafür, aus welchen Gründen in der Schutzzone I keine 
forstliche Nutzung mehr praktiziert werden darf. Der Ausschluss jeglicher Nutzung könnte allen-
falls dann rechtmäßig sein, wenn in den in der Schutzzone I liegenden Wäldern ein strenger Pro-
zessschutz bereits erfolgt oder künftig erfolgen soll, was aber wiederum nur dann zulässig wäre, 
wenn die Flächen über eine entsprechende ökologische Eignung verfügen und der Prozessschutz 
im Rahmen eines fachlich begründeten verbindlichen Managementkonzepts erfolgen soll. Die Si-
cherung der unbeeinflussten natürlichen Dynamik wird zwar als Schutzziel für die Zone I benannt, 
spezifische Ausführungen zur hervorgehobenen ökologischen Eignung und zum Vorliegen von auf 
den Prozessschutz ausgerichteten Managementkonzepten fehlen hingen.  
 
 
b) 
 
Aufgrund des Vorrangs der geltenden Vorschriften in bestehenden Naturschutzgebieten wäre das 
für die weiteren Flächen der Schutzzone I angeordnete absolute forstliche Nutzungsverbot nur 
dann rechtmäßig, wenn ein absolutes Verbot auch in den bestehenden Naturschutzgebieten gel-
ten würde. Wenn dies nicht der Fall, also die Waldbewirtschaftung in den bestehenden Natur-
schutzgebieten grundsätzlich zulässig sein sollte, wäre ein Nutzungsverbot für die übrigen Flä-
chen der Schutzzone I nur dann zulässig, wenn qualifiziert begründet dargelegt werden könnte, 
dass ein Nutzungsverbot gerade auf den bislang nicht unter Schutz stehenden Flächen zur Errei-
chung der Schutzzwecke der Schutzzone I erforderlich wäre. Bezugspunkte dafür finden sich in 
dem Gesetzentwurf und in der Begründung nicht, sodass in der jetzigen Fassung von der Rechts-
widrigkeit des absoluten Nutzungsverbots auszugehen ist. 
 
 
c) 
 
Weiterhin fehlt es im Hinblick auf das absolute Nutzungsverbot an der notwendigen Abwägung 
mit privaten Nutzungsinteressen. §§ 6 Abs. 2 und 9 des Gesetzentwurfs sehen für die forstliche 
Nutzung in der Schutzzone I keine Ausnahme oder Befreiung vor. Konkret entstehende Interes-
senskonflikte müssen jedoch stets abwägend in den Blick genommen werden und im Rahmen des 
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Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes über ein System von Ausnahme- und Befreiungsregelungen ge-
löst werden (u.a. Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Urteil vom 5. Juli 2022 – 2 
K 134/19 – juris, Rn. 160), was hier unterblieben ist.  
 
Das Gesetz steht damit zugleich auch im Widerspruch zum Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 
GG. § 9 des Gesetzentwurfs sieht diverse Ausnahmen von den Verboten der §§ 5 bis 8 für sonstige 
Nutzungen und Vorhaben vor, etwa § 9 Abs. 3 für infrastrukturelle Vorhaben (Anlagen der Eisen-
bahn, Stromtrassen, Windenergieanlagen, etc.), § 9 Abs. 4 für den Rohstoffabbau. Die genannten 
Ausnahmen gelten für sämtliche Schutzbestimmungen der §§ 5 bis 8 und damit auch für die nach 
Einstufung des Gesetzgebers hochsensible Schutzzone I des Grünen Bandes.  
 
Ein sachlicher Grund für die Ungleichbehandlung der forstlichen Nutzung mit den genannten wei-
teren Nutzungen, die in § 9 des Gesetzentwurfs gelistet sind, ist nicht ersichtlich, weshalb sie 
auch nicht zu rechtfertigen ist. 
 
Vor diesem Hintergrund bleibt festzuhalten, dass die Interessen der Waldbesitzer in unverhält-
nismäßiger Weise hinter sonstigen Interessen zurückstehen. Der Aussage auf dem Vorblatt zum 
Gesetzentwurf, nach der „die Bedürfnisse und Interessen der Eigentümerinnen und Eigentümer, 
Grundstücknutzerinnen und Grundstücksnutzer angemessen berücksichtigt“ worden seien, ist 
daher für die Schutzzone I unzutreffend. 
 
 
4.2 Schutzzone II: Ausnahme Forstwirtschaft unter Verweis auf die nach dem Hessischen 
Waldgesetz zulässige forstwirtschaftliche Nutzung mit dem weitergehenden Ziel der Erhal-
tung und Förderung eines naturnahen, struktur- und artenreichen Waldes 
 
In der Schutzzone II liegen ausweislich § 2 Abs. 2 Nr. 2 und der Begründung zum Gesetzentwurf 
Räume mit besonderer naturschutzfachlicher Bedeutung auf einer Fläche von 4.587 ha. Hier soll 
es sich insbesondere um FFH-Gebiete und um bereits jetzt extensive, naturnahe forst- und land-
wirtschaftlich genutzte Gebiete handeln. Die in der Schutzzone II gelegenen Flächen sollen zur 
Förderung der Artenvielfalt mit offenen und halboffenen naturnahen Wäldern, seltenen und ge-
fährdeten Landschaftselementen und Lebensraumtypen beitragen. Der Schutzzweck in § 3 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzentwurfs sieht den Schutz und die Entwicklung einer extensiven, naturnahen 
Forst- und Landwirtschaft vor. In dieser Zone sollen vorrangig Vertragsnaturschutzmaßnahmen 
erfolgen. In der Schutzzone II liegen in großem Umfang private und kommunale Waldflächen, 
nämlich 2.113 ha Privatwald und 557 ha Kommunalwald.  
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Gemäß § 7 Abs. 2 des Gesetzentwurfs wird die forstwirtschaftliche Nutzung nach dem Hessischen 
Waldgesetz in der Schutzzone II möglich bleiben, allerdings mit dem Ziel der Erhaltung und För-
derung eines naturnahen, struktur- und artenreichen Waldes. Diese Regelung reicht damit weiter 
als die sich aus dem Waldrecht ergebenden Verpflichtung zu einer nachhaltigen und ordnungsge-
mäßen Forstwirtschaft. Die in einem Schreiben des Hessischen Umweltministeriums vom 
7.11.2022 getroffene Aussage, die forstwirtschaftliche Bewirtschaftung in der Schutzzone II 
bleibe damit ohne neue Einschränkungen weiter möglich, ist damit fraglich, da § 7 Abs. 2 eine 
Zielausrichtung hin zum Erhalt und Förderung naturnaher, struktur- und artenreicher Wälder ent-
hält, die in dieser Form nicht im Hessischen Waldgesetz verankert ist. Soweit § 4 des Hessischen 
Waldgesetzes Kennzeichen einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft benennt, sind diese im Kern 
darauf angelegt, standortgerecht aufgebaute Wälder mit bedarfsgerechter Walderschließung und 
schonenden Arbeitsverfahren unter Ausschluss großflächiger Verjüngungshiebe (Kahlschlag) zu 
gewährleisten, nicht aber darauf, auf ganzer Fläche eine naturnahe und naturschutzorientierte 
Waldwirtschaft zu implementieren.  
 
Die in § 7 Abs. 2 des Gesetzentwurfs für die Schutzzone II definierte Zielvorgabe stellt damit einen 
Eingriff in die Eigentumsrechte der betroffenen Waldbesitzer dar, der in dieser Grundsätzlichkeit 
nicht zulässig ist. Eine entsprechende Zielvorgabe ließe sich allenfalls für diejenigen FFH- und 
ggf. Vogelschutzgebiete rechtfertigen, aus deren gebietsspezifischen Erhaltungszielen sich eine 
besondere auf den Wald bezogene Schutz- oder Entwicklungsnotwendigkeit ableiten ließe, nicht 
aber im Übrigen und damit auf ganzer Fläche in der Schutzzone II des aufgrund seiner landes-
kundlichen Bedeutung ausgewiesenen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“.  
 
Soweit die Begründung des Gesetzentwurfs die Umsetzung der für die Schutzzone II aufgestellten 
Schutzzwecke vorrangig durch Angebot von Vertragsnaturschutzmaßnahmen erreichen will, 
reicht dies über den für das gesamte Gebiet des Naturmonuments geltenden Prüfauftrag für Ver-
tragsnaturschutz hinaus, ohne dass sich dazu in § 7 des Gesetzentwurfs eine entsprechende Re-
gelung findet. Dem in der Begründung gegebenen Versprechen auf Vertragsnaturschutz mangelt 
es damit an einer für die Schutzzone II geltenden verbindlichen Regelung. Damit bleibt das in der 
Begründung so bezeichnete „Angebot“ von Vertragsnaturschutz vage und rechtlich unverbindlich 
und weiterhin auch hinter den Vereinbarungen des oben erläuterten Rahmenvertrags „Natur-
schutz im Wald“ zurück. Die für die Forstwirtschaft in § 7 Abs. 2 des Gesetzentwurfs vorgesehene 
Zielausrichtung an dem Maßstab der Erhaltung und Förderung eines naturnahen, struktur- und 
artenreichen Waldes ist damit überschießend und unverhältnismäßig. Um Verhältnismäßigkeit 
herzustellen, müsste neben den im vorigen Absatz genannten Voraussetzungen eine verbindliche 
Regelung zur Umsetzung der über das waldrechtliche geforderte Maß an forstlichen Bewirtschaf-
tungsmaßgaben hinausgehenden Zielvorgaben durch Vertragsnaturschutzmaßnahmen in das 
Gesetz aufgenommen werden. 
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4.3 Schutzzone III: Ausnahme Forstwirtschaft unter Verweis auf die Nutzung nach den 
Grundsätzen der guten fachlichen Praxis, insbesondere nach § 5 Abs. 2 bis 4 BNatSchG 
 
In der Schutzzone III liegen ausweislich § 2 Abs. 2 Nr. 3 und der Begründung zum Gesetzentwurf 
Räume mit naturschutzfachlicher Bedeutung, die überwiegend dem Lückenschluss mit dem Ent-
wicklungsziel einer Biotopfunktion dienen sollen, auf einer Fläche von 1.208 ha. Hier soll es sich 
um intensiv landwirtschaftlich genutzte Bereiche und isolierte Gehölz- und Waldbestände inmit-
ten intensiv genutzter Kulturlandschaft handeln. Der Schutzzweck in § 3 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetz-
entwurfs will in der Schutzzone III die Potentiale auch intensiv genutzter Flächen zur langfristi-
gen Herstellung eines funktionsfähigen Verbunds der Naturräume entwickeln. Die Umsetzung soll 
durch den Einsatz freiwilliger Instrumente wie Ankauf, Pacht oder Flächentausch erfolgen. In der 
Schutzzone III liegen 34 ha Privatwald und 11 ha Kommunalwald.  
 
In Schutzzone III ist die land- und forstwirtschaftliche und die jagdliche Nutzung nach den 
Grundsätzen der guten fachlichen Praxis, insbesondere nach § 5 Abs. 2 bis 4 BNatSchG, zulässig. 
Für die Landwirtschaft ergeben sich daraus keine Einschränkungen, für die Forstwirtschaft und 
die jagdliche Nutzung hat dies zur Folge, dass die nach dem Waldgesetz bzw. dem Jagdrecht zu-
lässige und ordnungsgemäße Nutzung ohne weitere Einschränkungen weiter möglich sein wird.  
 
Aus der Beschreibung der in der Schutzzone III gelegenen Flächen als überwiegend landwirt-
schaftlich intensiv genutzte Flächen und dem Umstand, dass in diesem Areal keine konkreten, 
sondern nur freiwillige Maßnahmen ohne Vertragsnaturschutz vorgesehen sind, lässt sich ablei-
ten, dass die Flächen ökologisch ohne Bedeutung sind. Die Inschutznahmevoraussetzungen des 
§ 24 Abs. 4 Nr. 2 BNatSchG, die eine herausragende Bedeutung aufgrund Seltenheit, Eigenart 
oder Schönheit der Flächen anknüpfen, sind damit erkennbar nicht erfüllt. 
 
 
5. Fehlende Bestimmtheit 
 
Der Gesetzentwurf erscheint weiterhin im Hinblick auf die kartographische Darstellung im Anhang 
zu unbestimmt, was insgesamt zu seiner Nichtigkeit führen könnte. Der Rechtsprechung, dem Ge-
bot der Normenklarheit und dem Bestimmheitsgebot ist unstreitig zu entnehmen, dass sich aus 
den Inschutznahmebestimmungen zweifelsfrei das geschützte Gebiet entnehmen lassen muss 
(BVerwG, Urteil vom 5. Februar 2009 – 7 CN 1/08 – juris, Rn. 24). Die Grenzen des Schutzgegen-
standes müssen konkret und nachvollziehbar dargestellt werden. Möglich sind dabei auch karto-
grafische Darstellungen.  
 
Diesen Anforderungen werden die Auszüge aus der Schutzgebietskarte in der Anlage 1 (vgl. § 2 
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs) nicht gerecht. Es ist zum einen nicht erkennbar, inwieweit die 
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voneinander getrennt dargestellten Abgrenzungskarten aneinander anschließen. Es ist somit 
vielfach schon nicht erkennbar, an welcher konkreten Stelle eine Folgedarstellung ansetzt. Zum 
anderen ist der Grenzverlauf häufig überhaupt nicht mehr erkennbar, da die Darstellung unvoll-
ständig ist. Beispielhaft sei auf die Blätter 4, 5 und 6 der Auszüge aus der Schutzgebietskarte 
verwiesen. Auf diesen Blättern verschwindet der schwarz markierte Schutzgebietsgrenze an vie-
len Stellen im Nichts. Vielfach ist es daher für potenzielle Betroffene nicht erkennbar, inwieweit 
ein Grundstück von der Ausweisung als Nationales Naturmonument und damit auch von den Re-
gelungen des Gesetzentwurfs betroffen ist. Die Schutzgebietsumgrenzung ist damit nicht, jeden-
falls nicht in Gänze, nachzuvollziehen, und damit im Ergebnis nicht ausreichend bestimmt.  
 
 
6. Überschreitung des kompetenzrechtlichen Rahmens des Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG 
 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass in der Rechtsliteratur generelle Bedenken an der Verfas-
sungsgemäßheit der Inschutznahme des „Grünen Bandes“ durch Festsetzung Nationaler Natur-
monumente geäußert werden. Diese knüpfen an der kompetenzrechtlichen Grundlage für natur-
schutz- und landschaftsschutzrechtliche Regelungen in Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG an. Art. 74 Abs. 
1 Nr. 29 GG regelt die konkurrierende Gesetzgebung im Bereich Naturschutz und Landschafts-
pflege. Die naturschutzrechtliche Rechtsgrundlage für die Ausweisung Nationaler Naturmonu-
mente, § 24 Abs. 4 BNatSchG, basiert folglich auf Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG und ist an dessen Maß-
stab zu prüfen. 
 
Füßer/Nowak äußern in ihrem Aufsatz „Rechtsprobleme bei der Unterschutzstellung des Grünen 
Bandes Thüringen“, ThürVBl. 3/2018, Seiten 49 ff., Bedenken an der Verfassungskonformität der 
Ausweisung des „Grünen Bandes Thüringen“ aus kompetenzrechtlichen Gründen. Der Begriff der 
„landeskundlichen Gründe“ in § 24 Abs. 4 Nr. 1 BNatSchG ist nach ihrer Wertung zu weit gefasst, 
soweit er sich priorisiert an der kulturgeschichtlichen Bedeutung eines Gebiets orientiert und so 
den naturschutzrechtlichen Kontext außer Acht lässt. Eine Auslegung in diesem Sinne steht dem-
nach im Widerspruch zur verfassungsrechtlich vorgegebenen Kompetenzverteilung. Denn bei dem 
Schutz von Landschaftsteilen aus Gründen ihrer historischen Bedeutung handele es sich der Sa-
che nach um materiellen Denkmalschutz, der der Kulturhoheit der Länder vorbehalten ist, nicht 
aber um Naturschutz oder Landschaftspflege entsprechend Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG.  
 
Dies aufgreifend ist zu betonen, dass sich die Inschutznahme von Natur- und Landschaftsflächen 
nach § 20 Abs. 2 BNatSchG immer nur priorisiert auf die Besonderheit der Natur und nicht vorran-
gig auf Aspekte des Denkmalschutzes stützen darf. Nur dann ist der Kompetenztitel des Art. 74 
Abs. 1 Nr. 29 GG noch gewahrt. Liegt hingegen der eindeutige Schwerpunkt einer Unterschutz-
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stellung auf dem Denkmalschutz und nicht auf der Ökologie, kann diese im Rahmen einer verfas-
sungskonformen Auslegung nicht mehr auf Schutzausweisungen nach dem BNatSchG gestützt 
werden.  
 
Zwar kennt das BNatSchG neben dem Nationalen Naturmonument die Inschutznahme von Flächen 
auch aus Gründen des Denkmalschutzes, etwa in § 26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG. Tatbestandsmerkmal 
ist dort allerdings die „besondere kulturhistorische Bedeutung der Landschaft“, weshalb der 
maßgebliche Bezugspunkt dort schon dem Wortlaut nach auf der „Landschaft“ liegt und eben 
nicht ausschließlich auf dem Denkmalschutz oder der kulturellen Wertigkeit. Denn während in § 
26 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG gerade die Landschaft den denkmalschutzrechtlichen Charakter betont, 
sind die „landeskundlichen Gründe“ i.S.v. § 24 Abs. 4 Nr. 1 BNatSchG losgelöst von der Natur zu 
betrachten.  
 
Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG setzt somit hinsichtlich der Inschutznahme nach dem BNatSchG voraus, 
dass die Ausweisung schwerpunktmäßig auf der Regelung der Natur oder Landschaft gründet, 
welche dann die kulturellen oder sonstigen denkmalschützenden Aspekte mitziehen kann. Der 
notwendige Bezug zur Geschichte des Landes muss sich deshalb etwa im Umgang früherer Gene-
rationen mit Natur und Landschaft spiegeln oder der Wechselwirkung zwischen menschlichen 
Schaffen und natürlicher Entwicklung entsprechen. Unzulässig wäre daher die Ausweisung von 
Schutzflächen, die primär auf kulturellen Gründen basiert und somit keine Schwerpunktsetzung 
auf Natur oder Landschaft beinhaltet. So liegt der Fall nach Auffassung von Füßer/Nowak hier, da 
die Gesetze für die Ausweisung des Grünen Bandes gerade einen nicht mehr von Art. 74 Abs. 1 Nr. 
29 GG erfassbaren Fall des bundesrechtlichen „Denkmalschutzes unter dem Deckmantel des Na-
turschutzes“ darstellten.  
 
Im Kern fußt die nationale Ausweisung des Grünen Bandes, in Hessen und in den anderen an der 
vormaligen Grenze gelegenen Ländern, auf der historischen Bedeutung des ehemaligen Grenz-
streifens und nicht auf der Besonderheit der dortigen Natur. Vergleicht man die in Deutschland 
bislang ausgewiesenen sieben Nationalen Naturmonumente, dann wird ersichtlich, dass sich das 
Projekt „Grünes Band“ von der Zielrichtung her betrachtet sehr deutlich von den anderen nach § 
24 Abs. 4 BNatSchG ausgewiesenen Nationalen Naturmonumenten unterscheidet.  
 
Neben dem „Grünen Band“ in Thüringen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg, sind die Ivenacker 
Eichen, die Bruchhauser Steine, das Kluterthöhlensystem und die Weltenburger Enge als Natio-
nales Naturmonument nach § 24 Abs. 4 BNatSchG geschützt. Die genannten Monumente zeichnen 
sich sämtlich durch eine besondere Naturschönheit oder natürliche Extravaganz aus. Davon los-
gelöst ist das „Grüne Band“ vorrangig mit seiner Belegenheit auf der ehemaligen Grenze zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik und der daraus er-
wachsenden national-historischen Bedeutung begründet. Die intendierte Biotopvernetzung auf 
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der Fläche des Grünen Bandes ist daher nicht etwa Ausdruck einer besonderen menschengemach-
ten oder natürlicherweise entstandenen Natur, sondern letztlich Ausdruck einer seit der Deut-
schen Einheit in Teilen eingetretenen Nicht-Nutzung des Grenzstreifens. 
 
Es ist auch darauf hinzuweisen, dass eine Biotopvernetzung nicht durchgängig auf dem Grenz-
streifen vorhanden ist. So zeichnen Füßer/Nowak  im Kontext der Kulturlandschaft das Bild eines 
ca. 100 Meter breiten, abgeholzten und geräumten Geländestreifens, eines zweireihigen Metall-
gitterzauns mit vermintem Zwischenraum zum militärischen Zweck der Grenzsicherung, der sich 
nach dem Mauerfall nicht durch besondere „menschengemachte“ Natur ausgezeichnet hat, son-
dern vor allem durch seine Nicht-Nutzung. Im Ergebnis fallen jedenfalls naturschutzfachliche 
Wertigkeit und historische Bedeutung auseinander, sodass der Fokus hier auf der kulturhistori-
schen Bedeutung und nicht auf dem Naturschutz liegt.  
 
Wie schon eingangs beschrieben, wäre eine Inschutznahme, die vorrangig dem Zweck des Denk-
malschutzes dient, angesichts der Vorgabe des Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG nicht verfassungskonform. 
Diese Wertung ist auch unter Berücksichtigung des Gesichtspunkts der Verhältnismäßigkeit kon-
sequent. Denn die Unterschutzstellung von Flächen aus Gründen des Naturschutzes impliziert 
eine weitgehendere und anders gewichtete Einschränkung der Rechte der Grundstückseigentü-
mer zum Schutz der Natur, wie sich hier aus dem Gesetzentwurf zum „Grünen Band Hessen“ in den 
Schutzzonen I und II auch deutlich ergibt. So ist die Beschränkung der land- und forstwirtschaft-
lichen Nutzung aus Gründen des Denkmalschutzes eine seltene Ausnahme, vorliegend im Fall des 
„Grünen Bandes Hessen“ aber der Kern der Regelungen. 
 
Wenn also der Schwerpunkt des Gesetzesvorhabens wie hier priorisiert auf kulturellen Gründen 
liegt, spricht vieles dafür, dass eine Inschutznahme nur mit denkmalschutzrechtlichen Instru-
menten in Betracht kommen kann. Soweit einzelne Flächen im Hinblick auf ihre ökologische Wer-
tigkeit von besonderer Bedeutung sind, käme zusätzlich auch eine Unterschutzstellung über das 
BNatSchG in Betracht, aber eben nicht in Gestalt eines Nationalen Naturmonuments. Die geplante 
Inschutznahme des „Grünen Bandes Hessen“ als Nationales Naturmonument nach § 24 Abs. 4 
BNatSchG wäre dann nicht möglich, weil der durch Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG vorgegebene kompe-
tenzrechtlichen Rahmen überschritten ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Stefan Wagner 
Rechtsanwalt 
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Hess. Ministerium für Umwelt, Klimaschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
Mainzer Straße 80  
65189 Wiesbaden  
 
gruenes-band@umwelt.hessen.de 

  
Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über das Nationale Naturmonument 
„Grünes Band Hessen“ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Kreisbauernverband Fulda-Hünfeld e.V. vertritt die Interessen seiner 2.400 Mitglieder und 
nimmt zu dem Entwurf eines Gesetzes über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“ 
wie folgt Stellung: 
 
Zunächst möchten wir die Wahl des Zeitpunktes der Verbändeanhörung anmahnen. Ein kurzfristig 
anberaumter Termin Ende Juli mit Stellungnahmefrist bis zum 23.August 2022 ist sehr ungünstig 
gewählt. Nicht nur, dass zu diesem Zeitpunkt Sommerferien sind, sondern auch die Landwirte mit 
Erntearbeiten und der Vorbereitung der Herbstaussaat beschäftigt sind und wenig Zeit für eine aktive 
Beteiligung haben.  
 
Dem vorliegenden Gesetzesentwurf ist zu entnehmen, dass der Landkreis Fulda insgesamt mit einer 
Fläche von ca. 2.118 ha betroffen ist. Davon sind rund 631 ha landwirtschaftliche Fläche (Acker- 
und Grünland) betroffen. Diese Summe teilt sich wie folgt auf: Zone 1: 142 ha LN 
        Zone 2: 228 ha LN 
        Zone 3: 261 ha LN 
 
Die Ausweisung erscheint sehr großzügig und ist aus landwirtschaftlicher Sicht nicht 
nachvollziehbar. Insbesondere die Zone III, welche überwiegend zum Lückenschluss und einer 
Durchgängigkeit des Grünes Bandes auf hessischer Seite dienen soll, ist nicht nachvollziehbar. Das 
Grüne Band, welches als Naturmonument länderübergreifend Europa durchzieht sollte auch 
länderübergreifend betrachtet werden. Für uns bedeutet das konkret, dass Zone III Flächen aus dieser 
Kulisse entfernt werden sollten, da sie weiterhin ohne Einschränkungen landwirtschaftlich genutzt 
werden sollen. Bestehende Kulissen wurden bereits in der Vergangenheit genutzt, um 
Bewirtschaftungsauflagen in der Fläche umzusetzen. Die Durchgängigkeit wird an diesen Stellen 
durch die Thüringische Seite sichergestellt. 
 
Der Landkreis Fulda verfügt über eine landwirtschaftliche Nutzfläche (LN) von ca. 63.000 ha. Die 
Ausweisung des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ betrifft demnach 1% der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche im Landkreis Fulda. Aus landwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
ist das ein erheblicher Anteil. Aus vielen Bereichen gibt es Nachfrage nach landwirtschaftlichen 

Kreisbauernverband Fulda-Hünfeld e.V. 
Kreuzgrundweg 1a 
36100 Petersberg 
www.kreisbauernverband-fulda-huenfeld.de 
 
Tel.:  0661/ 65070 
Fax.: 0661/ 65077 
E-Mail: info@kbv-fulda.de 
 
22. August 2022 

KBV Fulda – Hünfeld e.V., Kreuzgrundweg 1a, 36100 Petersberg 
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Flächen. Unter anderem ist hier der Erwerb von Flächen zur Gewerbeentwicklung sowie der 
Schaffung von neuem Wohnraum, Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen, Ausweisung von 
Naturschutzgebieten, touristische Nutzungen etc. zu nennen. Diese vielfältige Nachfrage übt einen 
starken Druck auf den landwirtschaftlichen Bodenmarkt aus. 
Vor diesem Hintergrund ist ein naturschutzfachrechtliches Vorkaufsrecht entsprechend § 66 
BNatSchG bei landwirtschaftlich genutzten Flächen abzulehnen. Im Landkreis Fulda sind 
durchschnittlich 60% der landwirtschaftlichen Nutzfläche verpachtet. Wenn durch staatlichen 
Ankauf von Flächen dort im Bodenmarkt eingegriffen wird, führt dies unweigerlich zu 
Verwerfungen und Unruhe. Wenn beispielsweise beim Erwerb der örtliche Bodenrichtwert 
angeboten wird, kann es dazu führen das Privateigentümer/Verpächter vermehrt Flächen verkaufen 
werden. Landwirtschaftliche Betriebe können diese Preise oft nicht zahlen.  Wirtschaftliche 
Einbußen wären bei Entzug der Pachtfläche die Folge für einzelne Betriebe. Weitere 
Bewirtschaftungseinschränkungen sind bei der Verpachtung des Landes Hessen als neuer 
Eigentümer seitens der Pächter zu befürchten. 
 
Zu § 2 Absatz 2 Nr. 2 ist aus unserer Sicht unklar, was mit einer naturnahen Bewirtschaftung 
gemeint ist. Dieser Begriff ist bislang nicht festgelegt und nicht greifbar. 
 
Die Möglichkeit in allen 3 Schutzzonen neue touristische Infrastrukturen zu schaffen widerspricht 
dem eigentlichen Ziel Flora und Fauna in diesem Bereich Schutz geben zu wollen (§ 3 Abs. 2 
Nummer 1). Die landwirtschaftliche Nutzung ist weit weniger störend als stark frequentierender 
Tourismus, wie er beispielsweise während der Zeit des Corona Lockdowns stattgefunden hat. 
 
Entlang der thüringisch-hessischen Grenze gibt es landwirtschaftliche Betriebe, die ihre 
Betriebsstätten direkt an der Ländergrenze haben. Grundsätzlich muss für diese Betriebe ohne 
Einschränkung eine Betriebserweiterung und landwirtschaftliches Bauen gegeben sein.  
 
Förderprogramme dürfen durch neue gesetzliche Einschränkungen nicht ausgeschlossen werden. 
Das Prinzip der Freiwilligkeit sollte immer vor gesetzlichen Bestimmungen stehen. 
 
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sollte beim Auftreten von Problemunkräutern in den 
Schutzzonen einfach und ohne großen bürokratischen Aufwand und Kosten möglich sein. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Stefan Schneider 
-Vorsitzender- 
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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über das Nationale 
Naturmonument „Grünes Band Hessen“ 
Ihr Schreiben vom 17. Oktober 2022 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen des Landessportbundes Hessen danke ich für die Möglichkeit, eine 
Stellungnahme zu o.g. Gesetzentwurf abgeben und uns auf diese Weise am 
Gesetzgebungsverfahren beteiligen zu können. Sie finden unsere 
Stellungnahme auf der nachfolgenden Seite dieses Dokuments. Für Rückfragen 
stehe ich Ihnen gerne persönlich zur Verfügung. 
 
Leider ist es uns aufgrund langfristiger Terminfestlegungen nicht möglich, an der 
Anhörung am 23. November persönlich teilzunehmen – wir bitten um 
Verständnis. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Andreas Klages 
Hauptgeschäftsführer 
 
 

Andreas Klages 
Hauptgeschäftsführer 
 
 
Tel.: 069 6789-106 
Fax: 069 6789-109 
 
aklages@lsbh.de 
 
 
17. November 2022 
I/AK 

 
An den 
Hessischen Landtag 
Frau Daniela Erdmann, Herrn Karl-Heinz 
Thaunmüller 
 
per E-Mail 

Geschäftsstelle 
Otto-Fleck-Schneise 4 
60528 Frankfurt am Main 
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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über das Nationale 
Naturmonument „Grünes Band Hessen“ 

 
 
Der Landessportbund Hessen und insbesondere seine osthessischen Vereine 
haben die politische Wende 1989 und den Wiedervereinigungsprozess 
Deutschlands seit 1990 durch vielfältige deutsch-deutsche Sport- und 
Vereinskooperationen in der Grenzregion Hessen/Thüringen begleitet und aktiv 
unterstützt. Im Rahmen einer Jubiläumsveranstaltung haben wir diesen Prozess 
im Jahr 2020 sport- und gesellschaftspolitisch gewürdigt. 
 
Die skizzierten sportlichen (Begegnungs-, Kooperations- etc.) Aktivitäten 
umfassten auch Natursportangebote in der og vormaligen Grenzregion, die 
nunmehr im Rahmen der „Regelangebote“ der Vereine und Verbände fortgeführt 
werden. 
 
Aus Sicht des Sports ist die Region des Grünen Bandes aus zwei Gründen von 
besonderer Bedeutung:  
 
Die Region bildet einen wichtigen Baustein deutscher und hessischer 
Erinnerungskultur im Sport und steht für eine bedeutsame kultur- und 
sporthistorische Relevanz. 
 
Der Landessportbund Hessen ist einem naturverträglichen Sport verpflichtet und 
achtet das Gebot des Interessenausgleichs zwischen Naturschutz und Sport. In 
diesem Sinne achten und schätzen wir die besondere naturschutzfachliche 
Bedeutung des Grünen Bandes – diese Naturschutzqualität ist die zweite 
herausragende Bedeutungsdimension. 
 
Aus diesen beiden Gründen unterstützt der Landessportbund Hessen das Ziel 
des Gesetzentwurfs. Anmerkungen, Einwände oder Verbesserungsvorschläge 
zu den einzelnen Paragrafen oder zur Gesetzesbegründung haben wir nicht. 
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Stellungnahme der Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. 
(HGON) im Rahmen der Verbändeanhörung Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ULA) des Hessischen Landtags zur ge-
planten Ausweisung des Nationalen Naturmonuments „Grünes Band Hessen“ 

(Gesetzentwurf der Landesregierung, Gesetz über das Nationale Naturmonu-
ment „Grünes Band Hessen“, Drucks. 20/9132) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Die Ausweisung vom „Grünen Band Hessen“ durch den vorliegenden Gesetzent-

wurf der Landesregierung ist in seiner grundsätzlichen Form zu begrüßen und wird 
auch durch die HGON als sinnvoll und gut erachtet. Mit der geplanten Ausweisung 
leistet Hessen seinen notwendigen Beitrag, diese internationale Erinnerungsland-
schaft als Teil vom „Grünen Band Europa“1 besser zu schützen und seine Funktion 
im regionalen, nationalen und internationalen Biotopverbund zu stärken. Die in § 
3 des Gesetzentwurfes dargelegten Schutzgründe bzw. die sich daraus ableitende 
Ausweisung als NNM sind einschlägig und nachvollziehbar. 

Im Gesetzentwurf sind insbesondere die §§ 11 und 12 positiv hervorzuheben. Die 
Erstellung eines Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplans für das NNM (§ 11) 
wird eine notwendige Voraussetzung für eine erfolgreiche Schutzwirkung sein (v. 
a. für die managementabhängigen offenen und halboffenen Landschaftsbereiche). 
Auch der festgesetzte Zeitrahmen für die Erstellung des Plans (§ 11, Abs. 4) ist zu 
befürworten, wobei auf dessen Einhaltung kritisch geschaut werden muss. 

Am vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung zur Ausweisung gibt es je-
doch kritische Punkte genereller und spezieller Natur, die nachfolgend numeriert 
behandelt werden: 
  

 

1 European Green Belt Association (2018): https://www.europeangreenbelt.org/ (Zugriff: 
16.08.2022) 
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1. Zu § 4 („Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften“):  
Die in Abs. 3 des Paragrafen gewährte generelle Ausnahme zur Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf Ackerflächen in der Zone III und im Besonderen in der Zone II erachten wir als höchst 
kontraproduktiv zur Erreichung des generellen Schutzzweckes des NNM bzw. im Speziellen in der 
Zone II. Es ist evident, dass außerhalb von Schutzgebieten ausgebrachte Pflanzenschutzmittel 
auch in Schutzgebieten eingetragen werden2 und dass dies u. a. zu einer signifikanten Beeinträch-
tigung der Insektenfauna in Schutzgebieten bzw. den in ihnen geschützten Teilen von Natur und 
Landschaft führt.3 Dies steht konträr zu Gesetzesbegründung und zur angestrebten Bedeutung 
des NNM als Biotopverbundkorridor, in dem der Verbund zwischen den Zonen des NNM erklärtes 
Ziel der Ausweisung ist. Ein gestaltendes Wirken des Landes Hessen in der Implementierung des 
Pestizidreduktionsplans des Landes Hessen im Zuge der Ausweisung des NNM wäre hier mehr als 
angebracht. Daher wird unsererseits gefordert, das generelle Verbot der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln auch auf alle Flächen der Zone II auszuweiten und für die Flächen der Zone III 
sofort dann festzusetzen, wenn diese gemäß ihrer Funktion im NNM entwickelt wurden (vgl. Be-
gründung § 2, Abs. 2). 

2. Zu § 6 („Schutzbestimmungen der Zone I“): 
Es ist aus der gewählten Formulierung heraus unklar, ob sich Abs. 1 nur auf bereits ausgewiesene 
oder auch auf zukünftig möglicherweise auszuweisende Naturschutzgebiete im Rahmen der 
NNM-Gebietskulisse bezieht. Eine entsprechende Erweiterung der Formulierung hinsichtlich vor-
behaltlich auszuweisender Naturschutzgebiete erachten wir für nötig, da die formulierte Schutz-
wirkung der Zone I nicht per se die der eines Naturschutzgebietes umfassen muss. Wenn nicht 
bereits vorhanden, sollten alle „Kernzonen“ des NNM, d. h. die Gebiete der Zone I, zusätzlich als 

Naturschutzgebiet ausgewiesen bzw. noch erweitert werden. Aus der Gesetzesbegründung geht 
dies nicht eindeutig hervor. Eine Ausweisung weiterer Schutzgebiete ist zudem erforderlich, um 
die beschlossenen Ziele der EU-Kommission zum Schutz von 30 % der Land- und Meeresfläche 
Europas im Rahmen der EU-Biodiversitätsstrategie 2030 zu erreichen.4 Hessen kann und darf 
hierfür nicht Chancen, wie die sich im Rahmen der NNM-Ausweisung ergeben, ungenutzt ver-
streichen lassen und sollte seine Verpflichtungen auf regionaler Ebene mit Nachdruck wahrneh-
men. Hier besteht unserer Meinung nach im Gesetzentwurf Nachbesserungsbedarf. 

3. Zu § 7 („Schutzbestimmungen der Zone II“): 
In Abs. 2, Nr. 2 dieses Paragrafen wird genannt, dass „extensive naturnahe Bewirtschaftung von 

 

2 Brühl C.A., Bakanov N., Köthe S. et al.: Direct pesticide exposure of insects in nature conservation 
areas in Germany. Sci Rep 11, 24144 (2021). https://doi.org/10.1038/s41598-021-03366-w 
3 Hallmann C.A., Sorg M., Jongejans E. et al. (2017): More than 75 percent decline over 27 years in 
total flying insect biomass in protected areas. PLoS ONE 12 (10): e0185809. 
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0185809 
4 EU-Kommission (2022): https://environment.ec.europa.eu/news/protecting-biodiversity-commission-advises-
how-designate-additional-protected-areas-2022-01-28_en (Zugriff: 16.08.2022) 
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Dauergrünland und Ackerland sowie die Anwendung von Düngemitteln“ erlaubt bleibe. Es findet 

sich jedoch in der Begründung des Gesetzentwurfes keine Aussage, wie sich eine „extensive na-

turnahe Bewirtschaftung“ insbesondere des Offenlands definiert bzw. wie sich eine solche ge-

genüber einer konventionellen Bewirtschaftung abgrenzt. Hier herrscht Ergänzungsbedarf im Ge-
setzentwurf bzw. in seiner angehängten Begründung, um eine Auslegungsschwäche des Gesetzes 
zu vermeiden, die zu einem unzureichenden Schutz, insbesondere des Offenlands, in der Ge-
bietskulisse des NNM führen kann. Eine entsprechende Aussage würde weiterhin gleichsam für 
die Bestimmung des § 6, Abs. 3, Nr. 1 maßgeblich sein. 

4. Zu § 8 („Schutzbestimmungen der Zone III“) in Verbindung mit § 2, Abs. 2, Nr. 3: 
Die schwachen Schutzbestimmungen für die Zone III zeigen leider die geringe Ambition des Ge-
setzentwurfes für den kohärenten Flächenschutz in den aktuell intensiv bewirtschafteten Berei-
chen des NNM (auch wenn die Zone III den geringsten Flächenanteil einnimmt). Es fehlt für die 
Zone III eine im Gesetz klar formulierte Entwicklungsperspektive von Landwirtschafts- und Wald-
flächen nach der im Text formulierten langfristig vorzunehmenden Flächensicherung, in der sich 
insbesondere die angestrebte quervernetzende Funktion des Grünen Bands im Biotopverbund 
widerspiegeln soll. Fehlt diese Perspektive oder bleibt diese oberflächlich unausgefüllt und wird 
diese nicht explizit für alle Zonen verankert, würde es auf einen Status der Flächen von Zone III 
ohne ‘wirklichen‘ Schutz hinauslaufen, was mit der der Entwicklungszone im hessischen Biosphä-

renreservat vergleichbar wäre. Die aktuelle Formulierung in der entsprechenden Begründungs-
passage, dass sich bei Fortführung der herkömmlichen Flächennutzung die Verbundfunktion der 
Flächen in Zone II nicht beeinträchtigen würde, ist unrealistisch. Der aktuell desolate Zustand der 
biologischen Vielfalt und die nicht vorhandene Vernetzungsfunktion von bzw. durch konventio-
nelle Flächennutzungen in den nicht geschützten Agrarbereichen unserer Kulturlandschaft sollten 
hinlänglich bekannt sein5. Somit fordern wir, dass auch in den Flächen der Zone III ein veranker-
tes Ziel ist Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahmen (AUKM) flächig bereits mit der NNM-
Ausweisung anzuwenden, sodass eine qualitative Inwertsetzung bereits vor einer langwierigen 
Flächensicherung erreicht wird, um diese dann in eine weitere Entwicklungsperspektive zu über-
führen. 

5. Zu § 9 Abs. 4. („Allgemeine Ausnahmen“, hier bezogen auf den Rohstoffabbau): 
Im Gegensatz zum ersten Gesetzesentwurf vom Juli 2022 wurde in der aktuell vorliegenden Ver-
sion des Gesetzentwurfes die Ausnahme für den Rohstoffabbau in der Kulisse des NNM gestärkt, 
indem für solche Vorhaben nicht mehr das Einvernehmen, sondern nur noch das Benehmen mit 
der Oberen Naturschutzbehörde einzuholen ist. Unserer Meinung nach handelt es sich hierbei 

 

5 Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaf-
ten, Union der deutschen Akademien der Wissenschaften (2020): Biodiversität und Management von Agrar-
landschaften – Umfassendes Handeln ist jetzt wichtig. Halle (Saale), 80 S. 
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um eine unnötige Schwächung des Naturschutzes in NNM, da es sich bei Vorhaben des Rohstoff-
abbaus i. d. R. um größere raumgreifende Vorhaben mit Auswirkungen auf die besondere Natur 
und Landschaft im NNM handelt, für die innerhalb der Schutzgebietskulisse Einvernehmen mit 
der Naturschutzbehörde hergestellt werden sollte. Daher fordern wir, dass für solche Vorhaben 
statt des Benehmens wieder ein Einvernehmen mit der Oberen Naturschutzbehörde hergestellt 
werden soll. 

6. Ein bisher weitgehend übersehener Aspekt des Naturschutzes ist die Lichtverschmutzung: Der 
massive Rückgang der Insekten hat den Deutschen Bundestag dazu bewogen, in der aktuellen 
Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes u. a. in den §§ 23 und 41a den „Schutz der Nacht“ 

explizit zu verankern6. Das geplante Gesetz zur Ausweisung des NNM Grünes Band Hessen bietet 
jetzt die ideale Möglichkeit, aufbauend auf den Erfahrungen des Sternenparks Rhön im Landkreis 
Fulda, für die Gesamtfläche des Grünen Bandes und damit exemplarisch für Hessen den konse-
quenten „Schutz der Nacht“ als Entwicklungsziel im Gesetz zur Ausweisung des NNM zu veran-
kern und somit jegliche unnötige Lichtverschmutzung im Grünen Band zu vermeiden. Hierfür be-
steht entsprechender Konkretisierungsbedarf im Gesetzesentwurf. Des weiteren wäre eine Rege-
lung eines nächtlichen Betretungsverbots (mit Ausnahme der Jagd), insbesondere in der Zone I, 
wünschenswert, um einen erweiterten „Schutz der Nacht“ im Sinne einer erweiterten Störungs-

minimierung anzustreben. 

Zur Situation und Gebietskulisse des NNM im Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

Der im Landkreis Hersfeld- Rotenburg liegende Flächenanteil am Grünen Band Hessen ist im Ver-
gleich zu den anderen beiden betroffenen Landkreisen relativ gering (1.903 ha). Davon gehören 437 
ha zur Zone I, für die sich durch die Ausweisung wenige bis gar keine Veränderungen ergeben. Wei-
tere 427 ha gehören zur Zone III, die laut des Gesetzesentwurfs nur nach dem Prinzip der Freiwillig-
keit ökologisch aufgewertet werden können, so dass leider zu erwarten ist, dass sich dort in der jetzi-
gen Entwurfsfassung nur wenige Veränderungen im Sinne einer ökologischen Aufwertung ergeben 
werden. Es verbleiben die 1.039 ha der Zone II (zum größten Teil in Form der bestehenden Natura 
2000-Gebiete), für deren Entwicklung und Förderung bisher ein sehr großer Nachholbedarf besteht, 
so dass die Konkretisierung von Entwicklungszielen und deren Umsetzung im Rahmen der Gebietsku-
lisse des NNM erfolgversprechend erscheint. 

Voraussehbare Konflikte zwischen Naturschutz und Tourismus durch den Bau von zusätzlichen touris-
tischen Infrastrukturen (z. B. Rad- und Verkehrswegen sowie weiterer Gebäudeanlagen) muss insbe-
sondere in den Zonen I und II entschieden vermieden werden (s. § 5, Abs. 2) und sich allein wie vor-
gesehen auf die Flächen der Zone III beschränken (vgl. § 8, Abs. 2). In den Zonen I und II muss ganz 

 

6 Vgl. Deutscher Bundestag: Bundesdrucksache 19/28182 vom 24. Juni 2021 

88



 

 

 

 

 Seite 5 

Hessische 
Gesellschaft für 
Ornithologie und 
Naturschutz e.V. 

www.hgon.de 

klar dem Naturschutz Priorität gegenüber dem Tourismus eingeräumt werden und eine zusätzliche 
Flächenversiegelung durch Asphaltierung von Radwegen grundsätzlich vermieden werden. 

Im Bereich der Stadt Heringen sehen wir noch zusätzlichen Bedarf, die Flächenkulisse des NNM Grü-
nes Band Hessen zu ergänzen. Dabei handelt es sich um die folgende Fläche: 

Blatt 22 

Ergänzung Abt. 322, Gemeinde: Stadt Heringen, Gemarkung Kleinensee, Flur 9; Flst. 1/28 tlw. 

Gemeindewald Stadt Heringen, Abt. 322 sollte komplett in die Kulisse aufgenommen werden, Kulisse 
endet direkt am angrenzenden Staatswald. 

Begründung: In der Abt. 322 befindet sich eine „Altholzinsel“ (322B) (Wald außer regelmäßigen Be-

trieb ca. 0,4ha) mit einem angrenzenden alten Sandsteinbruch (322a), 180-jähriger Buchenbestand, 
u.a. Großhöhlenzentrum, einzigen älteren Buchen in der näheren Umgebung, wichtiger Trittstein für 
den Biotopverbund. 

Gerne stehen wir für einen weiteren konstruktiven Dialog zur Ausweisung des Nationalen Naturmo-
nument Grünes Band Hessen zur Verfügung. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Dr. Tobias Erik Reiners 
Vorsitzender 
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Deutscher Wanderverband 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Erdmann, sehr geehrter Herr Thaumüller, 
 
seitens des Deutschen Wanderverbandes (DWV) melde ich für die anstehende öffentliche mündliche 
Anhörung zum Gesetzentwurf der Landesregierung über das Nationale Naturmonument (NNM) 
„Grünes Band Hessen“ Herrn Helmut Seitel, ehemalig DWV-Vorstandsmitglied und DWV-
Naturschutzwart an. Er wird für den DWV in Wiesbaden am Mittwoch, 23. November 2022, ab 10:00 
Uhr dabei sein.   
 
Wir haben den Entwurf stichprobenhaft gesichtet und begrüßen, dass der Entwurf in den drei Zonen 
sowohl den Schutz des besonderen Naturraums, wie eine nachhaltige Erholungswirksamkeit und das 
Erleben einer einzigartigen als Erinnerungslandschaft, der innerdeutschen Geschichte erhalten, 
schützen und entwickeln möchte. 
 
Ein Pflege- und Entwicklungsplan wird erstellt das ist wichtig und gut. Auffallend bei den Passagen um 
„Infrastruktur“ ist, dass von Rad- und Fußwegen geschrieben wird – diese werden unser Meinung nach 
zu nah am „Verkehrsvokabular“ ausgelegt. Ein Bestandteil von „naturnahen Wegen“, die als 
Wanderwege (nicht explizit Fußwege nach Verkehrsrecht- und -planung) fehlt in Gänze. „Naturnahe 
Wege“ gilt es zu erhalten, zu schützen und zu entwickeln da sie wertvolle Elemente im Sinne des 
Schutzzweckes erfüllen – sie dienen der wertvollen und wichtigen Besucherlenkung, wenn sie 
gleichzeitig attraktiv und erlebbar werden. Derzeit ist auffallend, das die Wegeinfrastruktur im Bereich 
der Fußwege eng an Agrar- und Verkehrsmaßnahmen eingebettet wird. Daher empfehlen wir 
zusätzlich einen Bezug von naturnahen Wege herzustellen, der dem Rahmen der Nachhaltigen 
Erholungswirksamkeit, der Umweltbildung und dem Erleben der Erinnerungslandschaft noch mehr 
Bedeutung gibt. Hier haben wir noch keinen richtigen Formulierungsvorschlag bitten dies einmal zu 
prüfen.  
 
Vorausschauend auf den Pflege- und Entwicklungsplan regen für das Gesetz an, dass zusätzlich zum 
Vernetzungsziel zwischen Hessen und Thüringen der naturschutzrelevanten Flächen, auch der 
Vernetzungsgedanken bei der Basisinfrastruktur Wander-, Fuß, Radwege eingebettet wird. Hessen 
könnte als erstes westliches Bundesland hier einen besonderen „nachhaltigen Erlebbarkeitsfaktor“ 
herausstellen, da der Mensch, die nachfolgenden Generationen im NNM den Raum erleben müssen, 
damit sie verstehen was außergewöhnliches hier zusammenwächst. Das Raumerlebnis Grünes Band 
darf daher nicht an Bundesländergrenzen enden, z.B bei einer Wanderkonzeption sind hier 
ländervernetzende Erlebnisräume zu fördern und zu entwickeln.  
 
Dies sind nur erste Anregungen aus Sicht des Deutschen Wanderverbandes, weiteres kann sich 
sicherlich im Rahmen der Anhörung noch ergeben.  
 
Wir wünschen Ihnen und dem gesamten Team viel Erfolg im Sinne des Nationalen Naturmonument 
(NNM) „Grünes Band Hessen“ 
 
Mit besten Grüßen aus Nordhessen  

Ute Dicks 
Dipl.-Geogr. Geschäftsführerin 
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